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Ruſſiſcher Funkſpruch: „An alle!“
J Berlin, 3. Dezember. Die ruſſiſche Funkenſtation Zars-

koje gab am 2. Dezember nachmittags folgenden Funk-
ſpruch

„An allhe.“ Geſtern, den 1. beſuchte General John-
ſon, Chef der amerikaniſchen Miſſion den Kame-
raden Trotz ki im Smolnyj-Jnſtitut. Der General erklärte,
er könne augenblicklich noch nicht im Namen der amerikani-
ſchen Regierung ſprechen, da die Macht des Rates noch nicht
anerkannt iſt; er ſei jedoch erſchienen, um Verbindungen an
züknüpfen, die Lage zu klären und Mißverſtändniſſe aus dem
Wege zu ſchaffen. General Johnſon erkundigte ſich, ob die
neue Regierung beſtrebt ſei, den Krieg gemeinſam mit ihren

Verbündeten zu liquidieren. Der General meinte, die Ver-
bündeten würden am 2. an den Verhandlungen kaum teil-
nehmen können. Kamerad Trotzki gab dem General in
kurzen Worten Aufklärung über die Politik des Rates im
Kampfe für den allgemeinen Frieden. Auf einen Umſtand

d.
bert.

Die „Volksſtimme“ erſcheint täglich abends (mit Ausnahme der a r Verantwort-
n für den übrigen Jnhalt Otto Kreſſin Lepggth

leitungen geſchloſſen und die Blätter ſuspendiert. Es

gte der Volkskommiſſar für auswärtige Angelegenheiten

z F hg d h

verfolgen und demzufolge auch in einem ſpäteren Stadium
jeder Zeit ſich den Verhandlungen anſchließen. General John
ſon fragte, ob er dieſe Antwort ſeiner Regierung übermitteln
dürfe, und erklärte zum Schluß: „Die Zeit der Proteſte und
Drohungen gegen die Macht des Rates iſt vorbei, falls dieſe
Zeit überhaupt beſtanden hat.“ Weiterhin fragte der
General, ob der Volkskommiſſar auf einer Erklärung über
die vorgefallenen Zwiſchenfälle (Proteſterklärungen von An
gehörigen der amerikaniſchen Militär-Miſſion) beſtehe.
Kamerad Trotzki' erklärte, die Formalitäten der Angelegen-
heit ſeien behanglos und durch die Erklärung des Generals:
„Die Zeit der Drohungen und Proteſte gegen die Macht des
Rates iſt vorbei“, erledigt.

27

Der Beginn der Verhandlungen.
Wien, 3. Dezember. Amtlich wird verlautbart. Jn den

letzten Tagen wurden in vielen Abſchnitten der ruſſiſchen
P von Diviſion zu Diviſion und von Korps zu Korps

ffenruhe vereinbart. Jm Pripjet- Gebiet hat eine
M R uſſiſche Armee mit dem gegenüberſtehenden Kommando der

Lerbündeten einen formellen e abgeſchloſſen.
Eine ruſſiſche Abordnung durchſchritt geſtern unſere Linien,
um mit den Bevollmächtigten der verbündeten Heere einen
Waffenſtillſtand an der ganzen ruſſiſchen Front anzubahnen.

Aus Wien wird gemeldet: Aus dem Kriegspreſſequartier
wird am 3. Dezember mittags mitgeteilt: Bei den im Bereich
der Heeresfront des Feldmarſchalls Prinzen Leopold von
Bayern heute beginnenden Waffenſtillſtandsverhandlungen iſt
die öſterreichiſch- ungariſche Heeresleitung durch beſondere Be
vollmächtigte, höhere Generalſtabsoffiziere, vertreten. Die
ruſſiſche Abordnung, die geſtern 430 Uhr nachmittags an
unſeren Linien empfangen wurde, iſt noch am Abend nach
dem Verhandlungsort weitergereiſt.

Rußlands Vertretung bei der Entente.
Berlin, 3. Dezember. Trotzky hat der engliſchen Re

ſierung mitgeteilt, daß Tſchitſcherin zum Botſchafter in Eng
and ernannt worden ſei. Tſchitſcherin iſt einer der beiden
Ruſſen, die wegen ihrer politiſchen Geſinnung in England
interniert wurden, und deren Jnternierung Trotzky den
Grund zu ſeinem Erlaß gab, der den in Rußland wohnenden
Engländern verbietet, Rußland zu verlaſſen.

Paris, 3. Dezember. (Havas.) Ein Telegramm aus
Letersburg meldet: Die Bolſchewikikommiſſare beriefen
Naklakow ab, weil er an der interalliierten Konferenz
teilgenommen habe. Havas bemerkt dazu, daß Maklakow
noch nicht ſeinBeglaubigungsſchreiben Poincare übereicht habe,
und da er keinen ausdrücklichen Auftrag zur Vertretung Ruß-
lands auf der Konferenz hatte, ſo habe er an dieſer Konferenz
nicht teilgenommen.
bigter Vertreter haben die alliierten ierungen, die
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deſprechung 'ohne Rußland wünſchten, Rußlands ſtändigen
ertreter eingeladen, an den Sitzungen teilzunehmen.
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Halle, Dienstag den 4. Dezember 1917.

Die Macht der Maximaliſten.
Bern, 3. Dezember. In den ruſſiſchen Provinzen verfügen die

Maximaliſten nunmehr über ein Netz von revolutionären
Organiſationen, die in der letzten Zeit ein beiſpielloſes
Wachstum aufweiſen und an die ſetzt überall die örtliche Macht über
gegangen iſt. Die Maximaliſten beherrſchen jetzt 35 große ruſſiſche, ſo
wie ſämtliche ſibiriſche und manſchuriſche Städte. Die Maximaliſten ſind
nach Meldung aus Petersburg jetzt im Beſitz der Reichsbank,
alle andren Banken ſind geſchloſſen.

London, 3. Dezmber. Daily News meldet aus Petersburg,
daß die alte „vorläufige Regierung“ plötzlich wieder mit einem Man-
feſt an die Bvölkerung hervorgetreten iſt, in dem ſie erklärt, daß ſie die
einzige geſetzliche Autorität ſei, und die Anordnungen der Bolſchewiki
nicht zu befolgen ſeien. Die einzige Rettung ſei die möglichſt baldige
Einberufung der geſetzgebenden Verſammlung. Außerdem wurde ein
Dekret veröffentlicht, nach dem die geſetzgebende Verſammlung für den
11. Dezember nach dem Tauriſchen Palaſt einberufen wird.

Daily Chronicle meldet, daß mehrere Blätter dieſe Erklärung der
„vorläufigen Regierung“ veröffentlichten. Darauf wurden die Schrift-

wurden Hausſuchungen vorgenommen und mehrere Mitglieder der
Schriftleitungen ver haftet. Die Druckerei der Nowoje Wremja wurde

h h h m urien zum Friedensangebot.
In der bulgariſchen Sobranje erklärte Miniſterpräſident Rado-

ſlawow: Bulgarien war ſtets bereit, in Uebereinſtimmung mit ſeinen
Verbündeten in Friedensverhandlungen einzutreten, ſobald ein Vor
ſhlag von den Gegnern ausginge, wie es durch ſeine Note vom Dezem-
ber 1916 und die Antworten auf die Noten Wilſons und des Papſtes
bewieſen hat. Solch ein Vorſchlag iſt jetzt von dem Oberhaupt der Re
gierung der ruſſiſchen Republik, Lenin, und dem Volkskommiſſar für
Auswärtiges, Trotzki, an uns gerichtet worden. Wir haben ſofort
geantwortet, daß wir bereit ſind, in Verhandlungen
einzutreten. (Lebhafte Zuſtimmung.) Bulgarien konnte das Frie
densangebot nicht ablehnen, weil es ſein nationales Jdeal, um deſſent-
willen es in den Krieg eingetreten iſt, er reicht hat. Die Einigung des
bulgariſchen Volkes in einem einzigen Staate, der Mazedonien, Morava-
land und die Dobrudſcha einſchließt; dies wird für uns die Grund-
lage aller Beſprechungen bilden.

Rumänien folgt Rußland.
Baſel, 3. Dezember. Nach einer Meldung der Times erklärte der

rumäniſche Geſandte in Loöndon, daß es Rumänien un-
möglich wäre, den Kriegfortzuſetzen, wenn deutſch-ruſſiſche
Friedensverhandlungen beginnen ſollten.

Baſel, 3. Dezember. Morning Poſt meldet aus Petersburg:
Der Soldaten und Arbeiterrat erkteß durch Funkſpruch einen Aufruf
an die verbündete rumäniſche Armee, der zu einem ſo-

Behandlung beſchlagnahmt und wird für die Herſtellung der Soldatſkaja

S

1. Jahrgang.

waffenſtilſtand an der ruſſiſchen front.

M lfe Jtaliens zu ſichern. Hier ſei folgender Auszug mitge
eilt:

Artikel 4. Bei dem künftigen Friedensſchluß ſoll Jtalien erhalten;
die Gebiete des Trentino, das ganze ſüdliche Tirol bis zu
deſſen natürlicher Grenze, als welche der Brenner zu betrachten iſt, die
Stadt Trieſt mit Umgebung, die Grafſchaft Gör z und Gradiſka,
ganz Jſtrien bis Quarnero mit den iſtriſchen Inſeln und Luſſin,
ebenſo die kleineren Inſeln Plavuiod, Unie, Cacki Doli, Palazzuolo, San
Pietro dei Nembi, Asmello und Gruica und der umliegenden Länder,
(Ein Zuſatz bezeichnet die Grenzen näher!)

Artikel 5. Ferner erhält Jtalien die Provinz Dalmatien
in ihrem gegenwärtigen Umfang unter Hinzufügung von Liſſarica und
Trebinia im Norden und im Süden das ganze Gebiet bis zu einer Linie,
gezogen vom Strande der Plankalasſpitze nach Oſten bis zur Waſſer
ſcheide, wodurch in Italiens Beſitz alle Täler der Flüſſe kämen, welche
in den Sebenico münden, alſo: Cicolo, Chera und Butisniza, nebſt allen
ihren Flüſſen. Ebenſo fallen Jtalien alle Inſeln zu, welche nach
Norden und Weſten von Dalmatiens Küſte liegen uſw.

Artikel 6. Italien erhält mit vollem Beſitzrecht Valona, die
Inſeln Saſſeno und ein Gebiet, das hinreichend groß iſt, um dieſe Be
ſitzung in militärſcher Hnſicht zu ſichern vorſchlagsweſe zwiſchen dem
Fluß Voviza im Norden und im Oſten und der Grenze des Diſtriktes
Chimara im Süden.

Artikel 8. Italien erhält mit vollem Beſitzrecht alle von ihm jetzt
beſetzten Jnſeln des Dodekanes.

Artket 11. Italien erhält den Anteil der Kriegskontri-
bution der dem Maße ſeiner Opfer und Anſtrengungen entſpricht.

Artikel 15. Frankreich, England und Rußland übernehmen die Ver
pflichtung, Jtalien darin zu unterſtützen, den Heiligen Stuhl
daran zu hindern, irgendwelche diplomatiſchen Schritte
für die Erreichung eines Friedensſchluſſes oder die
Regelung von mit dem gegenwärtigen Kriege zuſammenhängenden Fra
gen zu unternehmen.

Die patriotiſche Welle in Jtalien.
Angeſichts der Bedrohung des Landes ſind nun auch der Mailänder

Bürgermeiſter und Gemeinderat vom intranſigenten Flügel der Partei,
der von Serrati und Lazzari geführt wird, abgerückt und offen auf die
patriotiſche Seite getreten. Sie haben ſogar Kundgebungen für die An
ſpannung aller Kräfte der Verteidigung veranſtaltet. Jn Rom ſind
Reformſozialiſten, alte und neue Diſſidenten der Partei, zu einer neuen
Gruppe zuſammengetreten, welche ebenfalls die Notwendigkeit der Lan
desverteidigung ſtark betont. Der Avanti, deſſen Leſerkreis ſtändig ge
wachſen war, und dem an freiwilligen Beiträgen immer höhere Summen
zufloſſen, ſteht plötzlich ziemlich iſoliert da. Aber man darf nicht ver
geſſen, daß die italieniſchen Proletarier ziemlich ſchlecht organiſiert ſind
und deshalb in ihrer entflammbaren ſüdlichen Volksſeele leicht zu beein
fluſſen ſind. Es ſteht außer allem Zweifel, daß nach nicht ſehr langer
Zeit die kriegsfeindliche Stimmung in der italieniſchen Arbeiterklaſſe
wieder in alter Stärke hervorbrechen wird.

Die franzöſiſche Preſſe über Rußland.
fortigen Waffenſtillſtand auffordert. Der rumäniſche Ge-
ſandte hat Petersburg noch nicht verlaſſen, ſondern im Auftrag ſeiner
Regierung Beſprechungen mit den Maximaliſten aufgenommen. Die
maximaliſtiſche Regierung hat die Einſtellung der Lebensmit-
teltransporte an die rumäniſche Front angeordnet.

Die türkiſche Preſſe zum Friedens-
angebot.

Konſtantinopel, 3. Dezember. Die Blätter nehmen die
Nachricht von dem Anſuchen Rußlands um einen Waffenſtill-
ſtand einmütig mit lebhafter Befriedigung auf und heben die
Vorteile hervor, die ſich daraus für einen dem Vierbunde
günſtigen Fortgang des Krieges ergeben. Jtdam ſagt: Die
Türken kannten den Zarismus und die Vorläufige Regierung
als ihre Feinde. Sie ſehen aber die Bolſchewiki nicht mit
böſen Augen an, die die Geheimverträge veröffentlichen und
einen Friedensvorſchlag machen. Sab agh ſchreibt: Die ruſſi-
ſchen Parlamentäre werden bei uns einen guten Willen vor
finden. Unſere Friedensunterhändler werden ebenfalls von
Vernunft und Billigkeit geleitet ſein. Die Gewinnung der
jetzigen Leiter der ruſſiſchen Revolution verbürgt eine neue
Periode des Friedens und des Heils für den Orient. Tanin
bemerkt, bisher habe man keine Nachricht von einem Waffen-
ſtillſtand im Kaukaſus, und findet es natürlich, daß in bezug
auf dieſe Front noch einige Tage verſtreichen werden.

Italiens Judaslohn.
Aus den ruſſiſchen Geheimakten.

Aus Stockholm wird gemeldet: Prawda ſetzt die Veröffentlichung

der geheimen Dokumente fort und teilt den Vertrag mit, den Eng-
land, Frankreich und Rußland mit Italien eingingen, um der Entente

Bern, 3. Dezember. Die ganze franzöſiſche Preſſe erklärt in den
letzten Tagen, daß angeſichts der Vorgänge in Rußland ein vollkommen
neuer Kriegsplan aufgeſtellt werden müſſe. Die Vorgänge werden als
ſehr ernſt angeſehen. Die ſcharfen Ausfälle gegen die Maximaliſten,
die als Verräter und deutſche Spione bezeichnet werden, nehmen unent
wegt ihren Fortgang. Daneben warnen Blätter aller Parteirichtungen,
darunter Matin, Pays und Lanterne, vor dem Abbruch der Beziehungen
zum ruſſiſchen Volk.

Der Temps ſchreibt u. a., man könne zwar über die verfafſungs-
gebende Verſammlung, die jetzt in Rußland gewählt werde, ironiſch
lächeln und ihr feindſelig gegenüberſtehen, aber es wäre beſſer, nachzu
denken und ſchließlich doch anzuerkennen, daß ſie das erſte Symbol
des revolutionären Rußland ſei. Zum erſtenmal beſitze
Rußland wieder ein Werkzeug, das der gewaltigen Umwälzung eine ge
ſetzliche und demnach endgültige Form geben könne. Solange die ge
ſetzgebende Verſammlung beſtehe, ſei ſie der Ausdruck des Volkswillens.
Vielleicht bedürfe es nur weniger Wochen, damit unter dem Einfluß der
Verſammlung das ganze ruſſiſche Problem von Grund auf ſein Anageſicht
verändere.

Mandatsverlängerung der franzöſiſchen Kammer.
Bern, 2. Dezember. Progres de Lyon meldet aus Paris;: Ein Ge

ſetzantrag der Regierung über die Verlängerung des Mandats der Kann
mer ſetzt feſt, daß das Mandat bis ſechs Monatenach Einſtel-
lung der Feinſeligkeiten verlängert wird.

Der ſkandinaviſche Dreikönigstag.
Kopenhagen, 2. Dezember. Nationaltidende ſchreibt: Wir erblicken

die Bedeutung der Königszuſammenkunft in Chriſtiania in der Tatſache,

daß damit der letzte Reſt von Groll zwiſchen den nordiſchen
Staaten, nicht allein in den offiziellen Königsreden, ſondern auch in den
Gefühlen des Volkes beſeitigt iſt. Wir gehören nicht zu den Phan
taſten, die auf die nordiſche Gemeinſamkeit ſtrahlende Luftſchlöſſer bauen.
Auch zukünftig wird jedes der drei Reiche eine gleiche, kleine nationale



e Einheit bilden wie vorher. Für Machtträume irgendwelcher
kt darf und wird kein Platz ſein. Aber die nordiſchen Bruder

v ölker werden in der Zeit, die nach dem Kriege folgt, in gegenſeitiger
eit und Vertrauen Schulter an Schulter ſtehen. Die Welt

ketaſtrophe hat ihnen die Bedeutung des Zuſammenhaltens im Norden
gelehrt und Möglichkeiten geſchaffen für einen praktiſchen Skandinavis-
Rus, deſſen Grundpfeiler die gemeinſamen Intereſſen ſind, die außer
halbderWegederx Großmachtpolitik zu ſuchen ſind.

Hindenburg und Ludendorff über
die Kriegslage.

Der Korreſpondent der Wiener Freien Preſſe, Dr. Gold
mann, hat im Hauptquartier ein Geſpräch mit Hindenburg
und Ludendorff gehabt, aus dem wir folgendes hervorheben:

„Es ſteht alles gut,“ begann Hindenburg; „überwintern
müſſen wir freilich, und einige Anſtrengungen werden wir
wohl noch machen müſſen, wir ſowohl wie unſere Verbün-
deten. mehr ſich der Krieg dem Ende nähert, um ſo
weni ürfen wir die Kräfte ſinken laſſen. Nur feſtſtehenund ſert ſein, dann kommt der Friede ſchon von ſelbſt.“

Ludendorff fügt hinzu: „Den Termin eines Friedens
können wir nicht beſtimmen; kein Heerführer kann das. Nur
eins können wir mit Beſtimmtheit verſichern: der Krieg wird
nicht remis abgebrochen werden. Er wird für uns günſtig
enden.“

Zur Frage eines allgemeinen Waffenſtillſtandes ſagt
weiter General Ludendorff:

„Die Frage eines allgemeinen Waffenſtillſtandes wird ſchwierig
ſein. Fch will nur die eine Frage herausgreifen: Sollen ſich
während eines allgemeinen Waffenſtillſtandes unſere UBoote jeder
Kampfhandlung enthalten, während die Handelsſchiffe nach Eng-
land, Frankreich und Jtalien fahren und die Lage der Gegner ver
beſſern, während wir keine Zufuhr erhalten? Ein Waffenſtill
ſtand von drei Monaten, von dem oft geſprochen wird, iſt reich-
lich lang. Jn dieſer Zeit kann ſich in den feindlichen Ländern vieles
zu unſerem Schaden verändern. Man muß ſich in kürzerer Zeit
klar werden und zu Entſchlüſſen kommen, wenn die militäriſche
Lage nicht Schaden leiden ſoll. Wenn mir jemand ſagt, die ruſſiſche
Revolution ſei ein Glückszufall für uns, ſo proteſtiere ich immer
Die Revolution in Rußland iſt kein Glückszufall, ſondern die natür
liche und notwendige Folge unſerer Kriegführung.“

dieſer Ausführung Ludendorffs über die ſſiſche
Revolution iſt jedoch zu bemerken, daß ſie nicht zu einer Ver
kennung und Unterſchätzung der ſelbſtändigen Leiſtung de
ruſſiſchen Revolution führen darf. Man kann bis zu einem
gewiſſen Grade ſogar auch umgekehrt feſtſtellen, daß dic
innere Zerſetzung Rußlands die deutſchen Waffenerfolge ber-
beigeführt oder doch in hohem Maße unterſtützt hat.

Beſonderes Jntereſſe erweckt, was Ludendorff
Tmerika und den U-Bootkrieg geſagt hat:

„Hätte ſich nicht die Ausſicht auf die amerikaniſche Hilfe er-
öffnet, ſo wären die europäiſchen Weſtmächte gewiß ſchon zum
Frieden geneigter geworden Der U-Boots-Krieg war richtig,
er hat geleiſtet und leiſtet weiter, was wir von ihm erwartet haben.
Wir haben nicht daran gedacht, daß unſere U-Boote England in
ein paar Monaten aushungern würden. Wenn ich Jhnen Einblick
in die Akten der Oberſten Heeresleitung geben dürfte, ſo würden
Sie daraus erſehen, daß wir von Anfang an mit dem U-Boots
Krieg weniger beſondere als allgemeine Wirkungen haben hervor
bringen wollen.

Unſer Ziel war nicht, England auszuhungern, ſondern es zum
Frieden geneigter zu machen. Das ſollte durch die Verminderung
des Schiffsraumes erreicht werden, über den England verfügen
kann, ohne daß damit geſagt iſt, daß gerade der Hunger England
zum Frieden zwingen muß. Nicht minder wichtig als die Lebens
mittelzufuhr, ja vielleicht in mancher Hinſicht noch wichtiger, iſt
für England die Verſorgung mit Kohle und Grubenholz. Hier
treffen unſere U-Boote den Feind an ſeiner empfindlichſten Stelle.“

Der Eintritt Amerikas in den Krieg war als Folge des
uneingeſchränkten U-Boots- Krieges vorauszuſehen und iſt
von ſozialdemokratiſcher Seite für dieſen Fall beſtimmt
prophezeit worden. Durch den U-Boot-Krieg konnte in dem
pazifiſtiſchen Amerika eine Stimmung entſtehen, die der

spartei Oberwaſſer verſchaffte. Nun ſagt aber Luden-
dorff: „Hätte ſich nicht die Ausſicht auf die amerikaniſche
Hilfe eröffnet, ſo hätten die Weſtmächte ſich gewiß ſchon zum
Frieden entſchließen müſſen.“

Glänzender kann die Stellung, die die ſozialdemokratiſche
Partei und Preſſe zu den Entſchlüſſen des 1. Februar ein-
nahm, nicht gerechtfertigt werden!

Generalfeldmarſchall Hindenburg verabſchiedete ſich von
dem Berichterſtatter mit den Worten: „Wir müſſen noch eine
en haben, dann bringen wir es zum guten
Ende. gen Sie das in Oeſterreich mit einem ſchönen Gruß

über

von mir.“

Der Krieg zur See.
Berlin, 3. Dezember. (Amtlich.) Durch unſere V-Boote

wurden im Aermel- und Briſtolkanal wiederum drei Dampfer
und zwei Segler vernichtet. Unter den verſenkten Schiffen
befanden ſich die engliſchen Segler Robert Brown und
Minnie Coals, letzterer mit 190 Tonnen Pech von Mancheſter
nach St. Malo. Die Dampfer waren alle beladen.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Aus der öſterreichiſchen Delegation.
Wien, 3. Dezember.

Zur heutigen Eröffnungsſitzung der öſterreichiſchen Delegation waren
faſt ſämtliche Delegierte erſchienen. Zum Präſidenten wurde der chriſt
lichſoziale Abg. Hauſer, zum Vizepräſidenten das Herrenhausmitglied
Dr. Ritter v. Vilinſki (Pole) gewählt.

Graf Czernin unterbreitete ein Budgetproviſorium für das
Jahr 1917/18. Danach betrugen die Kriegskoſten der bisherigen drei
Kriegsjahte 43 Milliarden. Für das Kriegsjahr 1917,/18 werden,
falls der Kriegszuſtand das ganze Jahr dauern ſollte, die Koſten mit
30 Rilliarden angenommen.

Die deutſchen Delegierten brachten einen Antrag ein, die Delegation
wolle beſchließen: Die öſterreichiſche Delegation billigt die Politik des
Miniſters des Aeußern, die darauf gerichtet iſt, im engen Einverſtändnis mit
den Verbündeten baldmöglichſt einen allgemeinen, dauerhaf-
ten, ehrenvollen Frieden zu erzielen, welcher die terri-
teriale Integrität der öſterreichiſchungariſchen Monarchie und deren
künftig freie Entwicklung auf politiſchem und wirtſchaftlichem Gebiet

Ein von den ſozialdemokratiſchen Abgg. Daſzynſki und Gen.
berreichter Antrag befagt u. a.: Die Delegation erwartet, daß der Mini
ſter tatkräſtigt bei den Friedensverhandlungen für die Verwirklichung
ges ledenskräftigen, entwicklungsfähigen, den nationalen Rechten des

würde der Friede doch ein deutſcher Friede werden.

e

ren n

polniſchen Volkes entſprechenden polniſchen Staates und zugkelch auch
für die Sicherung der Intereſſen der Monarchie in wirkſamſter Weiſe
eintreten wird.

Abg. Stanek die Wahl eines Friedensrates zu den
bevorſtehenden Friedensverhandlungen, beſtehend aus allen Völkern der

Monarchie. Am Schluß der gab der tſchechiſche Delegierte
Stanek namens der Tſchechen ſüdſlawiſchen Delegierten eine Ex
wie ab i üglich des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker, e er

gegen ezügliche Erklärung des öſterreichiſchen und des unga
riſchen Miniſterpräſidenten wandte

Politiſche Aeberfſicht.
Deutſches Reich.

Die Hausagrarier gegen das gleiche Wahlrecht.
Jm Zirkus Buſch in Berlin tagte der Preußiſche Landesverband

der Haus und Grundbeſitzervereine, um zur Neuordnung in
Preußen Stellung zu nehmen. Mehrere Tauſend der reaktionären
Hausagrarier waren erſchienen auch zahlreiche Mitglieder des Drei
klaſſenhauſes waren erſchienen und nahmen zum Teil das Wort. Es ge
langte eine längere Entſchließung zur Annahme, in der es u. a. heißt:

Ein gleiches Wahlrecht entſpricht den Aufgaben der Ge
meinden nicht. In Frage könnte bei Aenderung des beſtehenden
Wahlrechts ein berufsſtändiſches Wahlrecht, bei dem der Grund
beſitz entſprechende Berückſichtig ung findet, kommen.
Sollte die bisherige Vertretung der Haus und Grundbeſitzer in den
Stadt und Landgemeinden nicht aufrechterhalten werden, ſo müßte in
andrer Weiſe der Bedeutung des Haus und Grundbeſitzes für das Ge
meindewohl Rechnung getragen werden. Soweit eine berufsſtändiſche
Vertretung in den ſtaatlichen Körperſchaften in Frage kommt, muß dem
ſtädtiſchen Hausbeſitz eine beſondere ſelbſtändige Vertretung gewährt
werden. Insbeſondere iſt dem Hausbeſit eine ſeiner Bedeu-
tung entſprechende Vertretung im Herrenhauſe ein
zuräumen. Schließlich wird als amtliche Vertretung des Hausbe-
ſitzes die Schaffung von Hausbeſitzerkammern, deren Aufgaben
bis dahin die Hausbeſitzerorganiſationen ausüben könnten, verlangt.

Heftige Angriffe auf die Reichstagsmehrheit
wurden in einer Berliner Pexſammlung des „Unabhängigen
Ausſchuſſes für einen deutſchen Frieden“ am Sonntag er-
Joben. Der nationalliberale Landtagsabgeordnete Fuhr-
mann erklärte, daß der Reichstag am 19. Juli in ſeiner
Nervenkraft zuſammengebrochen ſei, und daß man nicht auch
noch abwarten dürfe, bis er mit dem Schickſal des deutſchen
Jolkes Schindiuder ſpiele. Alles ſtehe unter der Tyrannei
der Sozialdemokratie dank ihrer geſchickten Politik, aber
wenn man ihre r und Erpreſſungen nur tüchti
anpacke, würden ſie ſich als eitel Luft erweiſen. Soweit jedo
Hindenburg und Ludendorff, die den Druck vom Herzen
Fuhrmanns nähmen, ihr Gewicht in die Wagſchale pirgm

in
Reichskanzler, der mit Zivilcourage allein zum Beſten des
deutſchen Volkes arbeite, könne auch ein Diktator ſein. Gegen
r Friedenstauben müſſe man taub ſein, denn das
UBoot tue ſeine Wirkung. Profeſſor Dietrich Schäfer
entwickelte die bekannten Kriegsziele der Alldeutſchen, wies
aber die Bezeichnung als Annexioniſt entrüſtet zurück und rief
Oeſterreich nebſt einem Bedauern über die e
„tſchechichen Verräter“ zu, daß es mit dem geſamten Aus-
andsdeutſchtum auf ein ſtarkes Deutſches Reich angewieſen
ſei. Beſonders ſcharf ſprach'er gegen ein ſelbſtändiges Polen,
deſſen Heer doch niemals anders als gegen Deutſchland ver
wendet werden würde, und gegen ein autonomes Elſaß-Loth-
ringen. Frhr. v. Wangenheim entwickelte den nicht
unintereſſanken Plan, die Aufbringung der Nahrungsmittel
nicht durch läſtigen Zwang, ſondern durch genoſſenſchaftliche
Umlegung des Bedarfs zu ſichern; die Landwirte würden ſich
dann weit wirkſamer gegenſeitig kontrollieren, als das heute
der Gendarm könne, und die Landwirtegenoſſenſchaften ſoll
ten in direkte Verbindung mit den organiſierten Verbrau-
chern treten. Der nationalliberale Londtagsabgeordnete
Beumer forderte das Erzbecken von Longavy für das erz
arme Deutſchland. Man drahtete Hindenburg an um den
Reichstag zu ärgern, ſagte Herr Fuhrmann, beſchloß eine

r unter iten Standesorganiſationen 3.

Frankreich zu ſenden. Eine entſprechende Anordnung
gegen die feindlichen Kriegsgefangenen und Zir

feſthalten, ſo werden bei der Wah
Kandidaten um das Erbe Gräfes kämpfen, von denen aber
vorausſichtlich keiner das Ziel erreichen wird.

e

Wirtſchaftliche Maßnahmen im preußiſchen
Landtage.

preußiſchen Abgeordneden der Abg. Dr. Bell (Eſſen)
mit des Zentrums die Regierungerſuchen, 1. das Tätigkeit der Kriegshilfskaſſen dahin zu erweitern,

ß deren Mittel auch Nichtkriegsteil ern, namentlich Angehörigen
des gewerblichen Mittelftandes, zugute kemmen, die durch die Kriegs.
wirkungen eine ſchwere wirtſchaftliche dig erlitten haben, und

weitmöglichſter M r geſ n und genoſſen
Bundesrat dahin zu wirken,

ß bei der Regelung der Uebergangewirtſchaft folgende tspunkte
berückſichtigt werden: a) ende Heranziehung des Handels, ſeiner

higkeiten und fachlichen Erfahrungen ſowie beſonders ſeiner Organ

für die rgung der Uebergangszeit; b
raſche und gleichmäßige be der bei Kriegsende noch im Beſitz der
Heeresverwaltung befindlichen Vorräte an Rohſtoffen, Material und
Maſchinen zu möglichſt billigen Preiſen an Handwerk, Baugewerbe und
h ohne Gründung neuer Kriegsgeſellſchften, wobei in erſter

inie ſo weit als möglich durch den Krieg geſchädigte Handwerker und
Gewetbetreibe. de zu berückſichtigen ſind; c) Förderung der Errichtung
von Hypothekenſchutzbanken und Nutzbarmachung der Mittel der öffent,
lichen Sparkaſſen und Berufsgenoſſſchenaften zur Wiederbdelebung der
Bautätigkeit, namentlich durch eHrgabe zweitſtelliger Hypotheken und
Baudarlehen, zu möglichſt günſtigen Verzinfungs- und Tilgungsbedin.
gungen d) Unterſtützung derd urch den Krieg oderd urch kriegswirt:
ſchaftliche Maßnahmen beſonders hart betroffenen mittleren und kleineren
Gewerbebetriebe durch vorzugsweiſe Zuweiſung von Rohſtoffen und
öffentlichen Arheiten, beſonders an die genoſſenſchaftlichen Rohſtoffgenoſ

für Großhändler ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt ihrer
rüm

l

Die Wahlreformdebatte im preußiſchen Abvavl wird ar iitoeg um 11 8 beginnen. Jn
parlamentariſchen Kreiſen verlautet, daß die Konſer-
vativen dem gleichen Wahlrecht die ſtärkſte Oppoſi-
tion machen und zu deſſen Verhinderung den Antrag
auf Einführung des berufsſtändigen Wahlrechts ſtellen
wollen.

l

Wahlreform auch in Braunſchweig. Das Berl. Tage-
blatt meldet: Um eine Landtagswahlreform in volks-
tümlichem Sinne auch im Herzogtum Braunſchweig nach
Kräften zu fördern, iſt jetzt der Fortſchrittliche Verein
in Braunſchweig mit den übrigen politiſchen Parteien
der Stadt, bei denen er vorausſetzt, daß ſie für eine
freiheitliche Geſtaltung des Wahlrechts zu haben ſind,
in Verbindung getreten. Die Vorlage für eine Land-
tagswahlreform dürfte bereits in einer der nächſten
Wochen den Landtag beſchäftigen.

Vergeltungsmaßnahmen. Die franzöſiſche Regierung
hat wie Wolffs Telegraphenbüro meldet verboten,
den kriegs gefangenen und zivilinterniertenDeutſchen Zinsſcheine frangöſtſe

ſcher Wertpapiere auszuhändigen. Den Angehörigen
er und auch ruſſi

Kriegsgefangener und Zivilinternierter wird daher
empfohlen, derartige Zinsſcheine nicht mehr nach

nierten (Franzoſen) in Deutſchland iſt veranlaßt.

Zur Reichstagserſagwahl in Vautzen. Die Konſervativer
des 3. ſächſiſchen Wahlkreiſes haben am Sonnabend in einer
Vertrauensmännerverſammlung in r beſchloſſen,
den
zuſtellen. Damit i der Großadmiral v. Tir r endgültig

v

uſtizrat Dr. Ernſt Herrmann als Kandidaten auf

unten durchgerutſcht. Wenn auch die Deutſ kiſchen an
ihrer Kandidatur des Glaſermeiſters Wetzlich- Dresden

zwei konſervative

entſprechende Reſolution und ging unter Hochrufen auf
Kaiſer und Volk auseinander.

Das Ende des badiſchen Sroßblocks.
Jm Aelteſtenausſchuß des badiſchen Landtags hat der

Vorſitzende der ſozialdemokratiſchen Landtagsfraktion, Genoſſe
Wilheim Kolb die Erklärung abgegeben, daß ſie den Groß-
block als nicht mehr beſtehend betrachte. Daraufhin
iſt ein Zentrumskandidat zum erſten Präſidenten des badi-
ſchen Landtags gewählt worden. dingungen eines

getötet.Jn einem Leitartikel des Karlsruher Volksfroundes be-
gründet Kolb das Vorgehen der Sozialdemokratie. Nachdem
die Nationalliberalen im Reich gegen den Verſtändigungsfrie-
den und in Baden gegen die Beſeitigung des Klaſſenwahl-
rechts bei den Gemeindewahlen eingetreten ſeien, ſei es für
die Sozialdemokratie unmöglich geworden, am Großhblock
feſtzuhalten. Hätten die Nationalliberalen im letzten Land
tag auch nur einigermaßen zu erkennen gegeben, daß ſie ernſt-
lich gewillt ſeien, zuſammen mit den andern Parteien des
Großblocks eine politiſche Neuorientierung einzu-
leiten, dann wäre der Großblock nicht in die Brüche gegangen.
So aber ſei der Widerſtand gegen den Großblock in der ſo
zial demokratiſchen Partei lawinenartig angeſchwollen und die
letzte Hoffnung, die Umgeſtaltung in Baden mit den Natio-
nalliberalen zu bewerkſtelligen, mußte ſchwinden.

Der Vorwärts bemerkt hierzu: Bei der Bedeutung,
welche die Bildung des badiſchen Großblocks für die deutſche
Parteientwicklung und namentlich für die inneren Kämpfe
in der Sozialdemokratie gehabt hat, wird ſeine Auflöſung in
der jetzigen Zeit gewiß nicht unbeachtet bleiben.

Zentrumsmißerfolg bei den Kölner
Stadtverordnetenwahlen. Waſhin 7 ton: Die neue Botſ

Die Kölner Stadtverordnetenwahlen der dritten Abteilung ſind Ndt
mit einem zweiten Wahlgang für die in der Minderheit gebliebenen
Zentrumsleute beendet worden, wobei wir uns der Abſtimmung ent
hielten. Trotz intenſivſter Agitation iſt es dem Zentrum nicht gelungen,
auch nur annähernd die Stimmenzahl von 5240 zu erreichen, die im
erſten Gange der burgfriedlich getätigten Wahl auf den Genoſſen Soll-
mann und Haas entſielen hatten wir hier ſchon einen Vorſprung von
weit über 1400 Stimmen, ſo iſt diesmal das Zentrum noch um weitere
700 Stimmen hinter der am 12. November erreichten Stimmenzahl
zurückgeblieben. Die Sozialdemokratie hat einen eindrucksvollen Erfolg
erzgielt, und dem Rathauszentrum ſchlagend bewieſen, daß ſeine Mehr
heit auch unter dem beſtehenden Klaſſenwahlrecht ihr Ende erreicht hätte,
wenn ſich die Parteien im Kampfe meſſen würden.

gligrt worden!

Letzte Nachrichten.

Berlin, 4. Dezember. Zum Ende des Londoner Ver-
trages ſchreibt der Börſenkurier: Ein lebender Leich
nam iſt durch die Gewalt des wirklichen Lebens ins Nichts

Der Londoner e iſt nicht mehr.
tunde, da zum erſten Mal deutſche, öſterreich ungariſche

und ruſſiſche a wmentraten um die Ve
affenſtillſtands feſtzuſtellen, hat ihn

Der ſchweizeriſche ſozialArgan (Schweiz), 4.
demokratiſche Parteitag beſchloß eine Sympathie-Erklärung
für Rußland.

er 3. Dezember. Nach Telegrammen aus
meldet die Petersburger Prawda: Die gewählte ruſſiſche
Volksvertretung tritt noch im Dezember zuſammen.
Jhr erſter Beratungsgegenſtand iſt die Zuſtimmung zum

riedensantra der gegenwärtigen Regierung, Dieisherigen Wahlergebniſſe Kcern eine Zweidrittelmehrheit

für ſofortigen Friedensfchluß.
Amſterdam, 3. Dezember. Allgemeen Handelsblad zu

folge meldet Daily Chronicle, daß die Geſundheit de
britiſchen Votſchafters in Petersburg ſehr r habe, daß
er aber vorläufig auf ſeinem Poſten zu bleiben gedenke.

Amſterdam, 3. Dezember. e Den Blätternufolge iſt in den Vereinigten Staaten die HolländerinKuna Huitema wegen Spionage für Deutſchland er
ſchoſſen worden.

Paris, 3. Dezember. d Blätter melden ausaft Wilſons an den Kon
das amerikaniſche Kriegsziel ſei die Sicherungger la Fortſetzung desder Demokratie in der ganzen Welt du

Krieges.

Geuf, 3. Dezember. Der Kriegsratin VerſaillesDem gar Tageblatt wird telegraphiert: Die Pariſer
Konferenz konnte, wie das Echo de Paris meldet, über
keinen der Vorſchläge für eine künftige emeinſchaftliche
Oberleitung aller Streitkräfte der Entente Se werden.

rDas Blatt fügt hinzu, daß die Einheitlichkeit Opera
tionen Fortſchritte gemacht habe. Die in Verſailles be
gonnenen Sitzungen des Oberſten Kriegsrats, in denen
vorläufig nur Frankreich, Engiand und Jtalien vertreten
ſind, dauern fort
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Das GScho der Kanglerrebe.
S 2. Dezember. Reldu

agentur.) Die Rede des Reichska
denkbar beſten Eindruck in allen bulgariſchen n her-
vorgerufen. Wie das Volksblat Kambam a den Eindruck weffend
widergibt, iſt die Rede geeignet, die Herzen der Völker zu erwärmen.
Die offiziöſe Narodni Prawa ſchreiht: Die Worte die Ber
bündeten haben den ſtärkſten Eindruck gemacht. Die Bulgaren fühlen
ſich verpflichtet, ihren großen herzlichen Dank auszuſprechen. Utro ver
weiſt ebenfalls auf die große Bedeutung der ausdrücklichen Erklärung des
Reichskanzlers, daß das Ziel des Bierbundes die Verwirklichung der
nationalen Jdeale und die Feſtigung des Beſitzſtandes zur Berteidigung
gegen die Feinde ſei.

Die bereitwillige Stellungnahme des Kanzlers zum ruſſiſchen Vor
ſchlag findet in der Preſſe und öffentlichen Meinung ohne Parteiunter-
ſchied lebhafteſte Zuſtimmung.

e 2. Dezember. Berlinske Tidende ſchreibt: Die wichtie
Jungfernrede des neuen deutſchen Reichskanzlers iſt außerordentlich ſ
geformt. Durch die Erklärung, daß Deutſchland es Polen, Litauen
und Kurland überlaſſen will, über ihr Schickſal zu deſtim-
men, ſtellt ſich Deutſchland als Macht dar, die für das Selbſtdeſtim
mungsrecht der kleinen Nationen eintritt und bereit iſt, dieſe Abſicht durch
die Tat zu Hekräftigen. Deutſchland ſucht hierdurch den Ententemächten
das Waſſer abzugraben, die beſtändig mit Worten für den gleichen
Grundſatz eingetreten ſind. Die Bereitwilligkeit der Mittelmächte zu
einem Verſtändigungsfrieden wird auch durch Trogtzkis Veröffentlichungen
der geheimen Ententedokumente hervorgehoben, die der deutſchen und
öſterreichiſchen Preſſe Stoff zu weitläufigen Betrachtungen über die Er
oberungsgelüſte der Entente gegeben haben. Dieſe Schriftſtücke enthielten
zwar nichts Neues und nicht viel anderes, als was vorher bekannt
gegeben war, ſie verwandeln aber die Gerüchte, in denen di
ſteis unſicher waren, in Tatſachen.

Awſterdam, 2. (Reuter.) In einer Unterredung mit
dem Vertreter des Petit Pariſien wies Lloyd George auf den Ernſt
der gegenwärtigen Lage hin. Wir haben, ſagte der Premierminiſter,
Menſchen, Munition, wirtſchaftliche und finanzielle und das
Gefühl, daß wir für das Recht kämpfen. Wir müſſen jeden Rerv
anſpannen, um die Einheit der Leitung herzuſtellen und
Rechnung zu tragen. Wenn wir keine Zeit verlieren und entſchloſſen
ſind, den Krieg zu gewinnen, wird es uns gelingen. Wir müſſen Ge
duld, Ausdauer und Standhaftigkeit haben, dann werden wir ſiegen.

Gngliſche Mohrenwäſche.
Konftankinopel, 2. Dezember. Gegenüber der im engliſchen Heeres

bericht vom 24. November enthaltenen Behauptung, die Türken
hätten die Moſchee mit dem Grabe des Propheten Samuel bdeſchoſſen,
die die engliſchen Truppen ſtets ſorgfältig geſchont hätten, erklärt die
Agentur Milli: Jedermann weiß, daß die genannte Moſchee und das er
wähnte Mauſoleum ſeit Jahr hunderten den Schutz der kür-
kiſchen Regierung genießen, da die Muſelmanen Samuel
gleichfalls als Propheten anerkennen und das Mauſoleum verehren. Die
Beſchießung der Bauwerke von unſerer Seite iſt ſchlechterdings unmög
lich. Wir geben daher nochmals bekannt, daß es die Engländer waren,
die die Moſchee beſchoſſen haben, und daß die Meldung des Feindes,
die dieſe Tatſache leugnet, durchaus unrichtig iſt.

Wahlreform Frauenwalhrecht.
Von Marie Juchacz.

Die Frauen ſollen wieder einmal leer ausgehen,
e, daß auch ſte preußiſche Staatsbürger und dieſem

Staat Mi e Leiſtungen verpflichtet ſind, daß ſie um
ſflichtenten willen nicht von dem ſelbſtverſtändlichen Recht

der Mitbeſtimmung ausgeſchloſſen werden dürften, iſt der
preußiſchen Regierung anſcheinend nicht gekommen oder ſie
haubte, von den Parteien im Abgeordnetenhauſe eine Ent
cheidung zugunſten der Frauen doch nicht erhoffen zu dürfen.
Dabei iſt das Frauenwahlrecht heute eine ſo ſelbſtver
ſtänd liche Forderung, daß man ſich faſt ſchämt, ſie immer
wieder neu zu begründen, weil die ganze Welt, mindeſtens
alle denkenden Menſchen, von dem Bewußtſein dieſer Selbſt-
verſtändlichkeit durchdrungen ſein müßten. Den Grundſatz
der Allgemeinheit des lwechts erkennt die Regierungs
vorlage bekanntlich nicht an. Er iſt auch tatſächlich kräftig be
ſchnitten durch die Heraufſetzung des Wahlalters und die Feſt
ſetzung einer langen Wartezeit im Staat und Gemeinde. Die
Frauen aber gehören anſcheinend überhaupt noch nicht der
großen Allgemeinheit des Volkes an. Sollen ſie in das neue
Geſetz mit einbezogen werden, dann bedarf es noch des Zu
ſatzes „ohne Unterſchied des Geſchlechts.“

Jn der Regierungsvorlage iſt klar betont, daß heute
unter dem preußiſchen Grundſatz“, daß die Leiſtungfür den Staat, den Rechten im Staat das Maß ſetzen ſoll, nicht
die Geldleiſtungen des Einzelnen gemeint ſein dürfen. Tat-
ſächlich iſt die Begründung der r S ſo treff-
lich daß ein wirkliches allgemeines glreht d. h. ein Wahl
recht für Männer und Frauen, nur eine ganz ſelbſwer
ſtändliche Schlußfolgerung erſcheinen würde.

Was verſtehen wir unter den Leiſtungen für den Staat?
Zugegeben ſoll werden Die Frauen nehmen im Krieg nur in
direkt teil an der letzten und höchſten Leiſtung, der Preisgabe
des Lebens für den Staat. Aber dieſe indirekte Teilnahme
berührt ſie tief und ſchmerzlich, an den Todesopfern dieſesKrieges haben ſie mimdeltens ebenſoviel Anteil, wie bei der

Verteidigung des Staates und bei der Erhaltung ſeiner natio
nalen Güter. Die produktiven Kräfte unſeres Landes wür-
den nicht ausreichen ohne Einſetzung der weiblichen Ar-
beitskraft um die Landesgrenzen zu ſchützen. Darüber
hinaus ſchaffen die Frauen Zukunftswerte, indem ſie durch
ihre Mitarbeit Verkehr, Gewerbe und Jnduſtrie
lebens- und leiſtungsfähig erhalten. Wo die produktive Ar-
beit der Frauen ihre Grenze findet in ihrer Mutterſchaft, da
geben ſie dem Staat und der Zukunft, oft genug unter Preis
gabe von Leben und Geſundheit, lebende Werte. Eine nicht
zu unterſchätzende volkswirtſchaftliche Leiſtung vollbringen
heute die Hausfrauen, die mit knappen Lebensmitteln haus-
halten, die dabei mit der moraliſchen Verantwortung für die
Geſundheit ihrer Kinder belaſtet ſind. Jmmer ſollte man
daran denken, daß die Frauen einen nennenswerten Teil des

tionalvermögens verwalten, und daß unter den Händen
der Mütter die Zukunft heranwächſt.

Dort, wo es gilt, die Wunden des Krieges zu heilen, in
der Verwundeten und Krankenpflege, im Dienſt der Kriegs
wohlfahrt, ſtehen die Frauen voran. Freiwillig haben ſie
ihre Dienſte dargebracht auf dem oben weitverzweigten Ge
biet der Kriegsfürſorge, gern wollen ſie weiter arbeiten in
allen Zweigen des ſozialen Lebens. Sie haben längſt vor
dem Krieg ihr Intereſſe und ihre Fähigkeit zur Mitarbeiim öffentft n Leben gezeigt, während des Krieges iſt ihre

tätige Anteilnahme enorm en. Dafür bieten den
Leweis die vielen Frauen, die im Ernährung er in der
Kriegsunterſtützung, in der Säuglings- und Kinderfürſorge
in der Armen, Waiſen und Wohnungspflege arbeiten. Wasn welche Leiſtung ſie für den Stggahnen Wenn ihre i acht hege Be

e Der deutſche Tagesbericht.
Große Hauptquartier, 3. Dezember. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Ruppyrecht.

Rach beft gem Trommelfeuer bei mondheller Nacht griff der
Engländer geſters früh mit darken Kräften unſere Stellungen bei
und nördlich von n da el e an. Thüringiſche und heſſiſche
T werfen in ſchneidigem Gegenſtod zurück und
machten 00 Gefangene. Rach Abwehr der Angriffe fiaute das Feuer
ab; es nahm am Abend vorübergehend wieder erhebliche Stärke an.

Auf dem Kampffelde bei Cambrai war tagdüber nur in
wenigen Abſchnitten die Fenertätigkeit lebhaft. Am Abend griff
der Feind nach Rarker Feuerſteigernng zwiſchen Jnch y und Bour
hon an. Jn heftigen Nahkämpfen wurde er abgewieſen. Ein

cher Teilangriff bei La Vaegunerie ſcheiterte. Jm Gegen
ſtoß wurden neun Geſchütze und 18 Maſchinengewehre erbeutet,

Die l der feit dem 30. November gemachten Gefangenen hat
ſich auf die Beute an Geſchützen auf 109 erhöht.

Kreresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Jn den Argonnen wurden in erfolgreichen Unternehmungen

Gefangene eingebracht.

HKeeresgrunpye Herzog Albrecht.
Die lebhafte feindliche Tätigkeit im Thannere Tal und im

Sundgan hält an.
z den letzten drei Tagen verloren unſere Gegner im Luftkampf

und durch Abſchuß von der Erde 27 Flugzeuge und zwei Feſſel
ballons. Leutnant Müller errang ſeinen 35., Leutnant von Bülow
ſeinen 27. und eutnant Bongartz ſeinen W. und 26. Luftſieg.Sag iAn zahlreichen Abſchnitten der ruſſiſchen Front iſt von Divifion
zu Diviſion drtliche Waffenruhe vereinbart worden. Mit
einer ruſſiſchen Armee im Gebiet vom Prjipet bis ſüdlich der
Lipa und mit mehreren ruſſiſchen Generalkomandos wurde
Waffenſtillſtand abgeſchloſſen. Weitere Verhand
lnugen ſind nech im Gange. Eine ruſſiſche Abordnung iſt
in dem Vereich des Generalfeldmarſchalls Prinzen Leopold von
Bayern zur Herbeiführung eines allgemeinen Waffenſtillſtandes
eingetroffen.

Mazedoniſche Front
Keine größeren Kampfhandlungen.

vie Regen Jtalieniſche Front.
Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Amtlich.
Am 26. November hatte der Volkskommiſſar für Kriegd- und

Marineangelegenheiten und Höchſtkommandierende der ruſſiſchen
Armee, Herr Krylenkow, durch Parlamentäre anfragen laſſen, ob
der deutſche Oberbefehlshaber zu ſofort gen Waffenſtillſtandèver
handlungen bereit ſei. Noch am gleichen Tage antwortete der Ober
gefehlshaber Oſt, Prinz Leopold von Bayern, daß er bereit und be
oollmächtigt ſei, mit der ruſſiſchen Oberſten Heeresleitung über einen
Waffenſtillſtand zu verhandeln. Es wurde ſodann m.t den Parla
mentären Ort und Zeit vereinbart, wo ſich eine mit Vollmacht ver-
ſehene ruſſiſche Kommiſſion mit einer entſprechend bevollmächtigten
Kommiſſion der Gegenpartei treffen ſollte. Die ruſſiſche Kommiſ-
ſion hat ſich am 2. Dezember nachmittags 4,30 Uhr an der verab-
redeten Stelle eingefunden, um ſich unverzüglich zu dem für die
Verhandlungen in Ausſicht genommenen Orte zu begeben. Dort iſt
ſie am 3. Dezember mittags zu erwarten.

Mitarbeit aber ſchärft den Frauen den Blick für die notwen
digen Arbeiten der Geſetzgebung, macht ſie politiſch urteils-
fähig. Der Krieg hat eine große Menge ſozialpolitiſcher
Probleme neu aufgerollt und verſchärft, die nur unter freu-
diger Mitarbeit der Frauen gelöſt werden können. Will ſich
der preußiſche Staat dieſe notwendige Mitarbeit ſichern, will
er die Fähigkeiten der Frauen zum Wohl des Ganzen voll
zur Entfaltung bringen, dann ſoll er den Frauen volles Mit-
veſtimmungsrecht geben.

Die Frauen aber ſollen das Wahlrecht immer wieder for
dern, wo immer ſich die Gelegenheit dazu findet. So mancher
Weg iſt im Laufe der Zeit gegangen worden. Jn Verſamm-
zungen haben ſie zu der Frage Stellung genommen, in Auf-
rufen ſich ebenfalls an die Oeffentlichkeit gewandt. Durch
Deputationen und in Eingaben haben ſie an zuſtändigen
Stellen ihre Forderungen vertreten, in Zeitungsartikeln, Bro-
ſchüren und dicken Büchern ſind dieſe Frauenforderungen be-
zründet und ergründet worden. Noch iſt es nicht gelungen,
ort mit der e des Frauenwahlrechts Eingang zu finden,
wo das am erſten notwendig jſt, bei den politiſchen Parteien.
Mit Ausnahme der ſozialdemokratiſchen Partei, die mit der
Forderung des Frauenwablrechts einen Programmpunkt ver
tritt, ſtehen alle politiſchen Parteien dem Frauenwahlrecht
recht feindlich oder gleichgültig gegenüber. Sollte das den
Frauen nicht den Weg weiſen? Die Abneigung der Parteien
und ihrer Führer muß bezwungen werden, wenn wir vor-
wärts kommen wollen. Wollen wir Frauen verſagen, wenn
s zu handeln gilt?

Wir ſozialdemokratiſchen Frauen haben hinter uns die
Partei, alſo das ganze moraliſche Gewicht unſerer Organi-
gtion, die durch ihve Vertreter in der Geſetzgebung ſelbſt für
die Erfüllung unſerer Programmforderung wirkt. Jm preu-
jiſchen Landtag iſt das nur ein verſchwindend kleines Häuf-
ein, das auch diesmal die Forderung der Partei und damit
ugleich die eines großen Teiles der bürgerlichen Frauenwelt
ertreten wird. Eine ſtarke ſozialdemokratiſche Partei iſt die
Vewähr für das Erreichen unſeres Ziels. Ueber dieſe Partei
rbeit hinaus müſſen wir die öffentliche Meinung für die
Idee des Frauenwahlrechts zu gewinnen ſuchen.

Aus der Partei.
Bedeutungsvolle Stadtverordnetenwahlen.

In Kiel fanden die Stadtverordnetenwahlen ſtatt. Gewählt wur-
den ſechs Sozialdemokraten und fünf Bürgerliche. Wie bei den bis
herigen Wahlen in der Kriegszeit hatten die Sozialdemokratiſche Partei
und die bürgerlichen Gruppen ein Abkommen getroffen, nach dem der

genſeitige Veſitzftand gewahrt werden ſollte. Das ſollte dadurch ge
daß die in zwei Bezirken ihre Kandidaten,

in den andern beiden Wahlbezirken die bürgerlichen Gruppen ihre Kan
didaten aufſtellten. Zu einem Wahlkampf kam es nun aber dadurch,
daß die n ſich in ellen Wah mit eigenen Kandi-dalen beteiligten und ihren Hauptangriff in die Vezirke mit den ſozial

demokratiſchen Kandidaten verlegten. Nach den großen Worten, die die
Unabhäng vor ber Wahl gemacht haben und dem Geprahle, das
in der unadbhängigen Preſſe ſtets über den Einfluß der Unabhängigen in
Kiel losgelaſſen wurde, iſt das Wahlreſultat für ſie kläglich. In den
Bezirken mit den ſozialdemokratiſchen Kandidoten erhielten dieſe 2340
Stimmen, die unabhängigen Kandidaten nur 363 Stimmen, in den
Bezirken mit den bürgerlichen Kandidaten erhielten dieſe 1915, die unhtnghen Kandidaten nur 262 Stimmen. Die Unabhängigen

auch nicht mit der beliebten Ausrede kommen, die Bürgerlichen hätten
durch ihre Stimmen den ſozlaldemokratiſchen Kandidaten zum Siege
verholfen. Jn größerer Anzahl ſind weder dürgerliche Wähler zur
Wahl gegangen, in den Bezirken, wo die ſozialdemokratiſchen Kandidaten
aufgeſtellt waren, noch umgekehrt ſozialdemokratiſche Wähler in den
beiden anderen Bezirken. Für die kommenden Reichstagswahlen iſt das
Kieler Stadtverordnetenwahlre ſultaf ſymptomatiſch. Das Wahlrecht
in Kiel zwar abhängig ron einem Einkommen von mindeſtens 1200 M.
und auch öſfentlich, ſonſt aber gleich. Die Unabhängigen hatten
nicht den geringſten Verſuch gemacht, nachzuweiſen, daß die ſozial
demokratiſchen Stadtoerordneten in ihrer Vertretung der Arbeiterinter
eſſen irgendetwas verſäumt hätten; ihre Parole war vielmehr: Für
oder gegen die Politik des 4. Auguſt. Sie erklärten, nur ſolchen Stadf
verordneten Vertrauen entgegenzubringen, die gegen die Politik des
4. Auguſt ſeien. Wie dieſe Wahlparole bei den künftigen eRichstags-
wahlen wirken wird, dürfte das Kieler Wahlreſultat ahnen laſſen.

Von der Parteipreſſe. Jn einer Konferenz der beiden
Münchner wirr wurde mitgeteilt, daß die Münchner Poſt
ger wirtis ihren höchſten Abonnentenſtand ſeit ihre

eſtehen erreicht habe.
Der mißlungene VorwärtsVoykott. Nach den ziffernmäßigen

Angaben des Vorwärts iſt der von unabhängiger Seite betriebene
Vorwärts-Boykott als mißlungen anzuſehen. Der Vorwärtt
ſchreibt: „Vor dem Redaktionswechſel iſt die Auflage des Vorwärts
ſtändig geſunken, während ſie t unausgeſetzt in jedem
neuen Monat in wachſendem Maße w. Ein ſolches
Anſteigen war pom Kriegsausbruch bis zum Redaktionswechſel
niemals zu beobachten. Es iſt erſt jetzt durch die veränderte
Redaktionsführung des Blattes eingetreten. Der Boykott wurde
enau vor einem r, im November 1916, verhängt.t, im November 1917, iſt die täg liche Auflage des Vorwärts

um ein Drittel höher als im November 1916. Sollte
wie wir uverſcvtn hoffen, die Steigerung in dem gleichenaße fortſetzen wie in den letzten Monaten, ſo wird der Vor-

wärts nach abermals einem Jahr doppelt ſo viel Leſen zähler wie
zur Zeit des Redaktionswechſels.“

Gemeindewahlniederlage der Unabhängigen. Bei den Ge-
meindewahlen in Kiel erhielten die Bürgerlichen 2016, die So-
e 2345 und die Unabhängigen 640 Stimmen. Die

nabhängigen hatten zum erſtenmal eigene Kandidaten auf-
gſtent, was z Folge hatte, daß im Vergleich zur vorjährigen

ahl die ſozialdemokratiſchen Stimmen von 1691 auf 2345ſtiegen ſind. Gewählt ſind in zwei Wahlbezirken die rich
Kandidaten, in den beiden anderen die ſozialdemokratiſchen
werber. Das Wahlrecht zur Kieler Stadtverordnetenperſammlun
iſt dem Reichstagswahlrecht ſo ähnlich, daß man daraus getro
auch auf einen gleichen Mißerfolg der Unabhängigen bei allge-meinen Wahlen ſhüehen kann.

Aus aller Welt.
Geheimſchlächterei. Eine ſeit langer Zeit in einer

Ziegelei in der Trierer Straße zu Aachen heimlich
betriebene Großſchlächterei wurde vor einigen Tagen
polizeilich aufgehoben. Eine Menge Großvieh aller Art
wurde von den Landwirten der Umgegend geliefert,
außerdem wurden in den Ställen zahlreicher Landwirte
Abſchlachtungen vorgenommen. Bisher ſind ſechzehn
Beteiligte aus Aachen und Umgegend verhaftet wor-
den, darunter als Abnehmer der Beſitzer einer bekannten
Weinwirtſchaft und der Oekonom einer großen Privat-
geſellſchaft.

Ein neuer guter Fang, Berlin, 1. Dez. Einem
Vertrauensmann der- Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt
gelang es ſchon wieder, einen Fall gröblichen Kriegs-
wuchers aufzudecken. Es handelte ſich um mehrere
Bahnwagen mit friſchem Gemüſe, die weit über
den Höchſtpreis losgeſchlagen werden ſollten. Der Schul
dige wurde ſofort feſtgenommen und dem Strafrichter
vorgeführt. Die Ware iſt einer Gemeinde GroßBerlins
zum Höchſtpreiſe zugeſprochen worden. Jn die Sache
ſind zahlreiche andere Perſonen verwickelt, bei denen
ſofort Hausſuchungen vorgenommen worden ſind.

Gewerkſchaftliches.
Reichskonferenz der öſterreichiſchen Gewerkſchaften.

Jm FavoritenArbeiterhauſe tagte in den letzten Novembertagen
eine Reichskonferenz der Gewerkſchaften Oeſterreichs, die von 236 Ver
tretern beſchickt wurde. Die Konferenz beſchloß zunächſt einſtimmig eine
Friedenskundgebung, in der ſie die Notwendigkeit raſcheſten Friedens
ſchluſſes betont, wenn nicht die geſamte Volkswirtſchaft unheilbar zer
rüttet und die Arbeiterſchaft durch Ueberarbeitung und Entbehrung
dauernd verelenden ſoll. Die Regierung wurde aufgefordert, jede ſich
bietende Möglichkeit eines Waffenſtillſtandes unverzüglich zu ergreifen So-
dann ſprach über Demobiliſierung und Arbeitsvermittlung Huebekt.
Seine Leitſähze, die den Ausbau der paritätiſchen Arbeitsvermittlung
betrafen, wurden einſtimmig angenommen. Eine Auseinanderſetzung
erfolgte nur über die Frage, ob bei Arbeitskonflikten die Vermittlungs
tätigkeit unbedingt einzuſtellen ſei oder ob in jedem Einzelfall darübet
entſchieden werden ſolle. Die Mehrheit entſchied ſich für das letztere.
Nach einem Referat von Domes über die Einrichtung von Arbeiter-
kammern ſprach Weigl über Organiſationsfragen. Es wurde be

W o

ſchloſſen, den Beitrag an die Gewerkſchaftskommiſſion (Generalkom-
miſſion) vom 1. Januar 1918 an für Mitglied und Woche von 1 auf
2 Heller zu erhöhen. Der Beſchluß geht über den Antrag des Bericht-
erſtatters, der 14 Heller vorgeſchlagen hatte, noch hinaus und wurde ein
mütig gefaßt. Auch ſonſt wurden für den Ausbau der Organiſationen
wichtige Richtlinien feſtgelegt. Beſonders bedeutſam iſt wohl die Ein
richtung einer ſtändigen Konferenz der Gewerkſchaftsvorſtände, die etwa
der gleichen Einrichtung in den deutſchen Gewerkſchaften entſpricht.

Arbeitsregelung in Webereien und Wirkereien. Die Bekannt-
machung der ſtellv. 12. und 19. Generalkommandos, betreffend
Regelung der Arbeit in Web, Wirk und Strickſtoffe verarbeitenden
Gewerbezweigen, vom 14. Juli 1917 tritt für die von militäri-
ſchen Stellen zur Vergebung gelangenden Heeresnäharbeiten jeder
Art mit Ablauf des 1. Dezember 1917 außer Kraft.

Städtiſcher VMahrungsmittelverkauf.
Aopfel. Mittwoch, vormittags von 81-12 Uhr, Nr. 14 001--17 506,

nachmittags von 2—-6 Uhr, Nr. 17501--21 000 der Lebens
mittelſchelne. Jede Perſon 1/, Pfd. zum Preiſe von 45 und
72 Pf. in der Talamtſchule.

Mittwoch, vormittags von 82 12 Uhr, Nr. 7001 10500,
mittags von 2--6 Uhr, Nr. 10501--14 000 der Lebens

mittelſcheine. Auf je zwei Perſonen eines Haushalts wird
1 W zum Preiſe von je 1.40 M., in der Talamtſchule

en.
RapsFpinat. Mittwoch, vormittags von l 12 Uhr und nachmittags von 2—6 Uhr in der Talamtſchule Fortſezung des

freien Verkaufs. Pfund 15 Pf.
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Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

n Freibank-Verkauf am 5. Dezember wer-
den die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen

Um 8 Uhr Nr. 3301-3400
9 95 34013500
10 3501 360011 „30601-3700
12 „370138001 3801-3900.

Halle, den 3. Dezember 1917.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Zwecks Zuckerverſorgung der Gefangenenkommandos,

e von einem Unternehmer verpflegt werden, und der
ommandos auf Arbeitsſtätten, ine bis zu hundert
riegsgefangene ſind, werden die Jnhaber der betreffen-

den Firmen e. die Zahl der in der el vom
1, bis 30. November 1917 beſchäftigten Kriegsgefangenen
und deren Wachtmannſchaften binnen 3 Tagen ſchriftlich
im Stadt-Ernährungsamt, Marktplatz 22, 2. Obergeſchoß,
Zimmer 9, vormittags von 8 bis 31 Uhr anzumelder.

Die Ausſtellung und der Bezugsſcheine
erfolgt gleichzeitig mit der Anmeldung.

Halle, den 3. Dezember 1917.
Der Magiſtrat.

Abſatz von Dörrgemüſe.
Auf Grund von 8 2 der Verordnung über die Ver

arbeitung von Gemüſe vom 5. Auguſt 1916 (Reichs
geſetzbl. S. 914) wird mit Genehmigung des Bevoll
mächtigten des Herrn Reichskanzlers folgendes beſtimmt.

S 1.
1. Anſtelle der im 8 2 der Bekanntmachung der

Kriegsgeſellſchaft über den Abſatz von Dörrgemüſe vom
1. Februar 1917 (Reichsanzeiger Nr. 32) feſtgeſetzten

bſatzpreiſe dürfen die Herſteller von Dörrgemüſe beim
bſatz folgende Preiſe nicht überſchreiten:

für Steckrüben für 100 kg netto 190. M.
Karotten 100 „350.Witfn kohl 100 „395.4. Weißkohl 100 310.Grünkohl 100 354.Roikohl d. 100 9340Spinat 100 610.S. ZJwiebeln 1100 „525.iſchgemüſe in der Zuſammenſetzung von:

a) 55 Prozent Steckrüben S s
20 5 Karotten 22I Saßtowi Er10 Wirſing e5 Suppengrün S

6) 35 Prozent Steckrüb en 2 S30 Karotten 2 S29 Waſtai S10 Wirſing ege5 Suppengrün S S
2. Die Herſtellung von Miſchgemüſen ohne Bei-

miſchung von Suppengrün iſt unzuläſſig.
3. Die Preiſe gelten für ſorgfältig und ſauber ge-

putzte Ware, blanchiert oder nicht blanchiert, unverpackt
ab Herſtellungsort.

4. Für die Verpackung in Kiſten iſt ein Aufſchlag
zu 20. M., in Jute oder Papiergewebeſäcken bis

u 15. M., in Kreppſäcken und vierfach geklabte Papier
äcke bis zu 10.-- M. für je 100 kg zuläſſig.

5. Für Gemüſemehle und Gemüſepulver darf für
a nung und Vermahlung ein Zuſchlag von 60 M.r 100 kg zu den in S 1 feſtgeſetzten Atſahpreiſen be

rechnet werden.
Gemüſemehle oder Gemüſepulver aus minderwertigem

Dörrgemüſe oder aus minderwertigen Abfällen von Dörr-
gemüſe dürfen nicht hergeſtellt werden.

6. Soweit nach den näheren Beſtimmungen der
Landeszentralbehörden die weitere Verteilung des Dörr-
emüſes ſeitens der in S 1, Abſ. 2 der Bekanntmachungber Kriegsgeſellſchaft vom 1. Februar 1917 (Reichsan-

iger Nr. bezeichneten Stellen dem Groß und Klein-de überlaſſen wird, dürfen im Großhandel höchſtens

Prozent, im Kleinhandel weiter 20 Prozent
zu den in 81 feſtgeſetzten Preiſen hinzugeſchlagen werden.

S 2.
Die Beſtimmungen der 1 und 3 der Bekannt-

machung der Krie 2ßelenſchaft über den Abſatz von Dörr-
müſe vom 1. ruar 1917 (Reichsanzeiger Nr. 32)bwit der Schiedsgerichtsordnun

Lieferung von Dörrgemüſe
8 3.

Auf die Strafbeſtimmungen der vorgenannten Ver-
ordnung vom 5. Auguſt 1916 wird ausdrücklich hingewieſen.

Berlin, den 22. November 1917.
Kriegsgeſellſchaft für Dörrgemüſe m. b. H.

Koppel.

für Streitigkeiten aus
leiben unberührt.

Bekanntmachung.
Aenderungen

r Verordnung vom 6. November 1917 betr.
ie Vorführung der Pferde bei Pferde-Vor-

muſterungen.
1. Der S 4 erhält folgende Faſſung:

Vom Tage der Bekanntmachung bis zur Beendi-
Kurs der Pferdevormuſterungen in dem jeweils in

etracht kommenden Kreiſe iſt allen zu dem be-
treffenden geſchloſſenen Verwaltungsbezirk gehören-
den Perſonen jede rechtsgeſchäftliche Verfügung über
ihre Pferde ohne ſchriftliche Genehmigung der Mili-
tärbehörde unterſagt.

Auch für Pferdeaushebungen gilt dieſes Verbot
in demſelben Umfange.

Der Tag der Beendigung iſt von Fall zu Fall
von der Kreisbehörde genau feſtzulegen und öffent-
m zu geben.nträge auf Befreiung hiervon ſind an die Pferde-
aushebungskommiſſion Halle a. S. zu richten.

e. Der 8 5 iſt zu ſtreichen. Die darin enthaltene Be
ſtimmung, daß über die als tauglich Heeres
dienſt vorgemuſterten Pferde nur mit Genehmigung
der Militärbehörde rechtsgeſchäftlich verfügt werden
darf, wird außer Kraft geſetzt-

3. Die 88 6 und 7 ſind als Fs 5 und 6 umzubezeichnen.
Magdeburg, den 30. November 1917.

Der ſtellvertretende Kommandierende General
des IV. Armeekorps:

Sontag,
Generalleutnant.

die Sühßigkeitsgewerbetreibenden werden hierdu

t Bekanntmachung.
Die Jnhaber von Bäckereien und Konditoreien, W

auf
ferdert, die für deu Monat Dezember 1817 gültigen
uckermarken, und zwar die Geſchäftsinhaber mit den

h A--J am Dienstag, dem 4. und die-enigen mit den Anfangsbuchſtaben KmR am Mittwochem 5. und diejenigen mit den r s
am Donnerstag, dem 6. Dezember 1917, vormittags von
8 bis 121 ſt im Stadt Ernährungsamt, Markt-
pgt 22, 2. Obergeſchoß, Zimmer 9, in Empfang zu
nehmen.

Halle, den 3. Dezember 1917.
Der Magiſtrat.

Alte Leipziger Str.
Promenade a 88Fernruf 5738. Fernruf 1224.bunnar In G

in „Der Narr
seiner Liehe“
Die Tragödie eines

großen Schauspielers
in 4 Akten.

Vorführung 4.40, 6.50, 9.10

krum Der
Der Richter

Filmdrama in 4 Akten
von Hans ILand.

Vorführung: 4.40, 7.00, 9.20

Ichen We fern „Ballzauber“
Entzückendes Lustspiel 4 Erstklassiges Lustspiel

von Leo Peukert. 3 Akte
Freikarten haben nur bis 6 Uhr Gültigkeit.

Anfang 4 Ubr

bustav Uhlig
Untere Leipziger Straße
pillige, gute bezugsquelle

in vorteilhaften
Ausfbönstrumenten

für unſere Krieger im Felde
und Verwundeten in der

Heimat. Dauerhafte,
rein abgeſtimmte

Mundharmonikas
Mandolinen, Gitarren

Wiener Diehharmonihos.

Sonntags geöffnet von 212 bis 2 Uhr.

am Atieqe?

Dieſe Frage hat Genoſſe Eduard David in einer
vor dem holländiſchſkandinaviſchen Friedens
lomitee in Stockholm am 6. Juli 1917 gehaltenen
Rede beantwortet. Dieſe Rede iſt unter vorſtehen
dem Titel ſoeben in unſerem Verlag im Druck
erſchienen. Aus dem Jnhalt heben wir hervor:
Die imperiagaliſtiſchen Grundurſachen. Die
Entente als Weltverteilungeſyndikat. Die Politik
der Zentralmächte. Die Einkreiſung Deutſch
lands. Die Größe der Gefahr für Deutſchland. Der Ausbruch der Kriſis uſw.

Die Broſchüre iſt auch durch jede Buchhandlung
zu beziehen. Der Preis heträat 1 Mk.

5

C

C

e

v m i k r n R44 J t n p r S 4v t 2 v d. v 4 J
T in meinen sämtlichen Filialen
r meine delſkat hochfein sehmeckende

T mSül e pfdh. 0 Pf.
S Kostproben lasse gern gratis
r verabreiehen, damit Sie ohne Unkosten
r den guten Gesechmaek prüfen können.

r Wer probt lobt!
Albert Knäusel, Halle -Ammendoorf.

Kontor u. Lager: Kl. Ulrichstr. 24b.

Fernruf 1484.

C
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J

C

C
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Fernsprecher 5407 HAI I Gr. VIrichstraße 27

n I e e e e enEmpfehlenswerte Schriften belehren-
dann und unterhaltenden Charakters:

1 1 i Zeitschrift zur Verfechtung der In-Di e G el ch h el teressen der gehaffenden Frau.

Einzelnummer 10 Pit.
Wochenschrift, enthaltendIn freien Stunden spannende Romane und in-

teressante Erzählungen für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich
eine Nummer zum Preise von 15 Pf.

Der Wahre Jacob
Nummer

Illustrierte politisch-satirische
Wochenschrift, die eine

Berliner Illustrierte Zeitung
Arbeiter Gesundheits Bibliothel

herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver-

schiedene Bändchen a 20 t.Dokumente zum Weltkrieg
Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Modenzeitung Frauenzeitung Praktische Damenmode
Hausschneiderei/Sonntagezeitung/Deutsche Modenzeitung

e c

10 pt. G
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v I r 17J 7
e Die Buchhand ung

empfiehlt zum Feſte ihre reichhaltige

Weihnachts-Bücherei.
der Volksſtimme

Nittwoqh, den 5. Dez.
Anfang 7,30 Uhr Ende 1

der Jrrungen.

SpannendeMärthenbücher für knaben und Mädchen Pro

nkereſſante Geſchichtabütcher für diereifere Jugend an

Buchhandlung der Volksſtimme

wieder vorrätig. Preis 50 Pf.
Buchhandlung Volksſtimme, Gioße Ulrichſtraße 27.

der KeueWweltKalender für 1918
Uhe ſNhe futthecn

mann
Von R. G. Verow.

Zu beziehen durch die

Halle, Gr. Ulrichſtraße 27.

Ardeitr, dann auf e Vtesännel

V ne Stadt-Iheott,
1917

15 Uhr.

Der Waffenſchmied.
Komiſche Oper v. Lortzing,
Donnerstag: Die Komödie

s Mit Jlluſtrationen u. Porträts.
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Beilage zur Voltsſtimme.
Nr. 159.

m

Halle, Dienstag den 4. Dezember 1917.
m

Halle und Saalkreis.
Halle, 4. Dezember 1917.

Die Meldepflicht der Hilfsdienſtpflichtigen.
Ueber die Tragweite der neuen Beſtimmungen über Meldepflicht

der Hilfsdienſtpflichtigen herrſcht, wie aus zahlreichen Anfragen hervor
geht, teilweiſe noch die größte Unſicherheit und Unklarheit. Auf Ver-
anlaſſung der zuſtändigen Stelle wird deshalb nochmals darauf hinge
wieſen, daß ſich die Meldepfſlicht erſtreckt auf: alle nach dem 31. März
1858 geborenen männlichen Deutſchen ſowie Oeſterreicher und Ungarn,
die mindeſtens 17 Jahre alt und weder zum Heeresdienſt eingezogen
oder angeſetzt noch reklamiert ſind. Sie ſind ſonach meldepflichtig, gleich
gültig, ob ſie bereits in Rüſtungsbetrieben beſchäftigt ſind oder ſelbſtändig
Heereslieferungen ausführen oder nicht, ob ſie bei Staats-, Gemeinde
Kirchen oder ſonſtigen Behörden beſchäftigt ſind oder privaten Be
trieben als Prinzipal, Angeſtellter oder Arbeiter angehören. Jrgend-
welche Ausnahmen beſtehen nicht mehr.

Meldepflichtig ſind ferner: alle aus dem Heer oder der Marine aus
geſtoßenen Perſonen, alle, die der bürgerlichen Ehrenrechte auf Zeit oder
Dauer verluſtig gegangen ſind, alle zeitig oder dauernd Kriegsunbrauch-
baren, auch die nicht mehr zu kontrollierenden. Ferner ſolche Perſonen,
die dem eingangs erwähnten Perſonenkreis angehören, bisher im Aus
land ihren Aufenthalt hatten und nach Deutſchland zurückgekehrt ſind
oder dahin zurückkehren.

Zur Zeit noch nicht 17 Jahre alte Perſonen werden mit Vollendung
des 17. Lebensjahrs hilfsdienſt- und damit meldepflichtig, ebenſo die
jetzt und in Zukunft vom Militär als zeitig oder dauernd unbrauchbar
Entlaſſenen mit dem Zeitpunkt der Entlaſſung.

Ueber Zeit und Ort der Meldungen ergehen in allernächſter Zeit
noch allgemeine Bkanntmachungen der Behörden. Dieſe wolle man ab
warten. Mit der Meldung iſt eine Einſtellung noch nicht verbunden,
deshalb wolle man von vorzeitigen Reklamationen uſw. abſehen. Wer
ſich im Laufe dieſes Jahres bereits gemeldet hat und dies durch Vorlage

des ordnungsgemäß abgeſtempelten Kontrollſtreifens nachweiſen kann,
braucht eine neue Meldekarte nicht auszufüllen. Doch ſind alle nach
erfolgter Meldung etwa eingetretenen Aenderungen der Wohnung oder
der Arbeitsſtelle dem zuſtändigen Einberufungsausſchuß jeweils in drei
Tagen ſchriftlich oder mündlich anzuzeigen. Unterlaſſung, verſpätete und

ungenaue Meldung iſt ſtrafbar.

Es iſt Winter geworden, ganz plötzlich, wie über Nacht! Schon am
Freitag ſank das Thermometer bedenklich, und am Sonnabend ſetzte ein
ſo bösartiger Wind vermiſcht mit häßlichen Regenſchauern ein, zwiſchen
die ſich gegen Abend bereits ſchneehaltige Tropfenmengen verirrten, daß
auf einen ernſtlichen Angriff des Winters geſchloſſen werden konnte.
Tatſächlich rückte er auch Sonntag an, diesmal vollkommen ernſtlich ent
hegen ſeinen Uebungen von den Wochen vorher. Eine empfindliche Kälte

Verrſchie, die ſich gegen abend und noch mehr auf die Nacht zu weiter
hin verſchärfte. Dazu ſetzte am Abend ein Schneetreiben ein das erſte
in dieſem Winter! das bald einen weißen, wenn auch vorläufig noch
dünnen Schleier über Straßen und Häuſer legte. Und als am Montag
die Menſchheit erwachte, da zeigte ihr der geſtrenge Herr Winter ſeinen
endgültigen Regierungsantritt durch eine Kälte bis 2 Grad unter Null
und das veränderte Ausſehen der menſchlichen Wohnſtätten an. So iſt
es denn auch geblieben. Zwar wurde es während des Tages etwas
milder, ganz natürlich. Aber der eiſige Wind blieb doch beſtehen, und

er verſchärfte bald wieder die Kälte. Dazu „riecht“ es nach Schnee,
wie es im Volksmunde heißt, und der Himmel hängt auch voller Schnee
wolken. So können wir uns alſo endgültig auf den Winter einrichten.

Pelroleum für den Dezember. Die zur Entnahme von Petroleum
marken berechtigten Haushaltungen und Perſonen (Einzelhaushalte,
Untermieter) erhalten, ſoweit ſie nachweislich kein Gas oder elektriſches,
Licht in ihren Wohnräumen haben, für die dritte Verteilungsperiode vom
1. bis 31. Dezember 3 Petroleummarken, die zum Einkauf von 1 Liter
Petroleum zum Preiſe von 36 Pf. pro Liter im Kleinhandel berechtigen.
Die Petroleummarken werden gegen Vorlage einer entſprechenden, vom
Hauswirt ausgeſtellten und vom zuſtändigen Polizeirevier beſtätigten
Beſcheinigung gleichzeitig mit den Brotmarken in den Brotmarkenaus-
gabeſtellen ausgegeben, und zwar wird für die Wochen vom 2. bis 8.
10. bis 15. und 17. bis 22. Dezember je eine Petroleummarke ausge-
geben. Frühaufſteher, d. h. Perſonen, die zu früher Morgenſtunde zur
Arbeit gehen, erhalten außerdem Liter gegen Vorlage einer Arbeits
beſcheinigung neben den andren Ausweiſen ebenfalls in den Brotmarken-

u

1. Jahrgang

der P Ggu r Provinz gn einer hierfür beſtimmten gemeinnützigen G.
m. H. für die Provinz Brandenburg beſchloſſen. Dieſe Geſell
ſchaft nimmt ſchon in allernächſter Zeit ihre Tätigkeit auf. Solche
Gründungen wären auch für unſeren Bezirk zu empfehlen.

Die Fahrgeldeinnahmen betrugen im November 1917: bei der
Stadtbahn 156 936,10 Mk., bei der Straßenbahn 101 389,60 Mk. im
November 1916: bei der Stadtbahn 117 321,65 Mk., bei der Straßen-
bahn 65 052,20 Mk.; mithin im November 1917 mehr: bei der Stadt
bahn 39 614,45 Mk.; bei der Straßenbahn 36 337,40 Mk.

Gaben für eine Weihnachtsbeſcherung erbeten. Die bereits über
40 Jahre beſtehende Wohltätigkeitsvereinigung „ZigarrenköpfchenSamm
ler“ zu Halle a. S. hielt am 1. Dezember wieder eine Sitzung ab, um
die Anmeldungen der Waiſen und Halbwaiſen zu prüfen, die zur Weih
nachtsbeſcherung vorgeſehen ſind. Leider bleiben diesmal die Preiſe
für Schuhwerk, Wäſche, Kleider uſw. unerſchwinglich hoch, was um ſo
ſchwerer wiegt, als viele Kinder, namentlich ſolche gefallener Krieger, be
rückſichtigt werden ſollen. Damen und Herren aller Kreiſe werden des

ausgabeſtellen. Die Frühaufſteher müſſen mit dieſem Quantum auf je- halb gebeten, mitzuhelfen und Zigarrenköpfchen, zerbrochene Zigarren,
den Fall den ganzen Monat auskommen, da infolge des Petroleumman Zigarrenbänder, leere Zigarrenkiſten, Flaſchenkapſeln, Flaſchenkorke,
gels eine weitere Zulage nicht gewährt werden kann. Staniol, ſowie alte Metallteile nicht fortzuwerfen, ſondern baldigſt ab

zuliefern, damit aus dem Erlös die Aermſten davon verſorgt werden
Marmelade gegen Einmachezuckerkarten. Diejenigen Haushalte, die können. Ebenſo finden Geldſpenden gute Verwendung. Außer der Haupt

ſeinerzeit die Einmachezuckerkarten zum Einkauf von Einmachezucker nicht
verwendet haben, können nunmehr in nachſtehenden Geſchäften Marme
lade einkauſen: E. Ochſe, Leipziger Straße; H. Ch. Werther, Markt;
L. Eisfeld, Brüderſtraße. Abgegeben werden uuf jede zum Einkauf von
2 Pfund Einmachezucker berechtigende Einmachezuckerkarte 4 Pfund
Marmelade. Der Verkaufspreis beträgt 90 Pf. für das Pfund. Der Ver-
kauf erfolgt gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines und Abgabe der
oben erwähnten Einmachezuckerkarten. Die Einmachezuckerkarten ver
lieren mit dem 7. Dezember ihre Gültigkeit.

Der diesjährige Weihnachismarkt wird in der Zeit vom 14. bis
24. Dezember abgehalten. Zugelaſſen werden nur Händler, die hier ihren
feſten Wohnſitz haben. Die Ausgabe der Marktſtandzettel erfolgt Don
nerstag, den 6. Dezember, von 8 bis 1 Uhr im Stadthaus, Marktplatz 2,
Berotungszimmer 3. Die Anweiſung der Plätze findet Donnerstag, den
13. Dezember, von vormittags 9 Uhr an ſtatt. Wer den ihm zugewieſenen
Platz erweitert, vertauſcht oder an andre abgibt, macht ſich ſtrafbar. Die
Buden müſſen aus guten Bauſtoffen hergeſtellt ſein; zu ihrer Befeſtigung
dürfen eiſerne Pfähle, wegen etwaiger Gefährdung der Kabel des Elek-

trizitätswerkes, nicht eingeſchlagen werden. Offenes Feuer darf in
den Buden unter keinen Umſtänden unterhalten werden. Jeder Händler
hat in ſeiner Bude außer einem mit Waſſer gefüllten Eimer ein feuchtes
Stück Sackzeug zur erſten Hilfe bei Feuersgefahr bereitzuhalten. Kohlen
töpfe müſſen mit einem dichtſchließenden Deckel verſehen ſein. An den
Sonntagen hat der Verkauf auf dem Markte zu ruhen. An den Wochen-
tagen iſt der Handel auf die Zeit von 82 Uhr vorm. bis 5 Uhr nach-
mittags zu beſchränken. Am 24. Dezmber abends 10 Uhr muß der
Marktplatz vollſtändig geräumt ſein,

Volkszählung und Schulausfall. Bei der für den 5. De-
zember bevorſtehenden Volkszählung, die der Gewinnung zuver-
läſſiger Zahlenunterlagen für eine richtige Nahrungsmittelver-
teilung dienen ſoll, iſt die Beteiligung der Lehrerſchaft erwünſcht.
Da die Austeilung der Haushaltungsliſten am 3. oder 4. Dezember,
die Wiedereinſammlung der ausgefüllten Liſten am 5. oder 6. De
zember erfolgen ſoll, hat das Miniſterium genehmigt, daß in den
öffentlichen Volksſchulen zu dem obengenannten Tage der Unter-
richt ausfällt.

Billiger Hausrat für Minderbemittelte. Um für die minder-
bemittelte Bevölkerung, insbeſondere für die heimkehrenden Krieger
die Erlangung preiswerten und gediegenen Hausrats ſicherzu-
ſtellen, hat der Brandenburgiſche Provinzialausſchuß die Beteili

ſammelſtelle R. Lehmann, Leſſingſtr. 38, ſind noch Nebenſammelſtellen
dort vorhanden, wo entſprechende Plakate ſichtbar hängen. Außerdem
nimmt der Leiter dieſer Vereinigung, Kaufmann Reinhold Aßmann,
Gaben aller Art dankbar entgegen.

Beſchränkungen im Poſtpaketiverkehr. Für die Zeit vom 17. bis
23. Dezember treten im Poſtpaketverkehr weitere Beſchränkungen ein.
Zur Beförderung unter Wertangabe werden von Privatperſonen nur
ſolche Pakete angenommen, die abgeſehen von den den Jnhalt be
treffenden Mitteilungen ausſchließlich bares Geld oder Wertpapiere,
Urkunden, Gold, Silber, Edelſteine oder daraus gefertigte Gegenſtände
enthalten. Pakete mit andrem Inhalt ſind während der angegebenen
Zeit von der Verſendung ausgeſchloſſen. Eilbeſtellungen werden an den
bezeichneten Tagen nicht zugelaſſen.

Einbruchsdiebſtahl. Am Sonntag nachmittag wurde in eine
an der Bismarckſtraße befindliche Wohnung eingebrochen. Trotz
gewaltſamen Erkrechens mehrerer Schränke wurde anſcheinend
nichts geſtohlen.

Straßenbahnunfälle. Am Sonntag entgleiſte in der Poſt
ſtraße infolge Achſenbruches ein Anhängewagen der Straßenbahn.
Der Betrieb mußte eingleiſig aufrechterhalten werden. Am
Montag früh vermochte ein Laſtkraftwagen infolge Glätte in der
Ludwig-Wucherer-Straße nicht von den Schienen der Stadtbahn zu
ne Der Straßenbahnbetrieb wurde hierdurch 18 Minuten
geſtört.

Unterſchlagen. Am Sonnabend mittag 1234 Uhr hat ein hier
zu Urlaub eingetroffener Fliegeroffizier auf dem Hauptbahnhof
einem jungen Burſchen ſeinen Koffer übergeben, mit dem Auf-
trage, ihn nach der Bismarckſtraße zu ſchaffen. Das iſt nicht ge
ſchehen, und es muß angenommen werden, daß er den Koffer unter-
ſchlagen hat. Es handelt ſich um einen grauen Offizierskoffer mit
ſchwarzem Beſchlag und der Aufſchrift „Müller Leutnant d. R.
J.-R. 610.“ Darin haben ſich 6 leinene Hervrenhemden, 3 hellgelbe
Trikotunterhoſen, 3 hellgelbe Hautjacken, 10 weiße Taſchentücher,
1 Browningpiſtole mit brauner Ledertaſche und 5 Paar grauwollene
Herrenſtrümpfe befunden. Der Burſche iſt etwa 16 bis 17 Jahre,
1,40 Meter groß, hat dunkles Haar, längliches blaſſes Geſicht und
war bekleidet mit grauen Jackettanzug, feldgrauer Jnfanterie-mütze. Angaben zur Ermittlung des Laters und der Sachen wer

den von der Kriminalpolizei, Zimmer 36 und 37, entgegengenom
men.

Roſi Zurflüh.
289] Eine Geſchichte aus den Alpen von Johannes Scherr.

(Nachdruck verboten.)

Es kam ihr auch vor, Ruodi ſei abgemagert, und gewiß,
ſeine früher ſo hellen Augen waren trübe. Er hatte auch
keinen rechten Appetit.

„Ruodi,“ fragte ſie ihn liebevoll, „biſt du krank?“
„Krank? Jch? Roſi, was fällt dir ein? Jch bin mein

Lebtag nie krank geweſen. ß
„Aber du magſt nicht eſſen, biſt mager und müde
„Oh, das hat gar nichts zu ſagen. Die Lufveränderung

und der plötzliche ſel der Lebensweiſe weißt du? Laß
nur erſt noch ein paar Wochen um ſein, ſo wird unſre Berg-
luft alles wieder in Ordnung gebracht haben.“
Alles? Roſi meinte, ihr Mann habe das Wort ſo ganz

eigen betont. Was wollte er nur damit ſagen?
Zweifelnd äußerte ſie: „Aber loſ, lieb s Manni, wenn

ebbis nit in Ordnig ſein ſollt', ſo wär' es gäng
„Ei was, Röslil Das war ja nur ſo ne Redensart von

mir. Jch bin ganz wohlauf. Aber da fällt mir ein, daß ich
nach meinem Holzvorrat ſehen muß, der jedenfalls einer Er
neuerung bedarf.“
ti Damit ging er raſch zur Stube hinaus und die Treppe

nunter.
Was iſt denn das? fragte ſich Roſi. s iſt neime, wie

wenn er ungern mit mir würd' reden. s kann ihn doch nit
verzürnen, wenn er ſieht, daß ich um ihn b'ſorgt bin? G'wiß
und ſicherli iſt er nicht wohlauf.

Es ließ ihr keine Ruhe, ſie mußte nach einer Weile ihm
nachgehen und traf ihn hinter dem Hauſe in dem Gaden, wo
das Material ſeiner Kunſt aufbewahrt war. Da kramte er
unter den Hölzern und Brettern herum, ſo in Gedanken ver-
loren, daß er ſeine Frau lange daſtehen ließ, ohne ſie anzu
reden. Endlich ſagte er: „Mit dem Zeug da iſt nicht mehr
viel zu machen. s muß je bälder je beſſer neuer Vorrvat
beſchafft werden. Jch will drum noch heut in d Höllenſchwärz
zum Strobelchäpi.“

„Zum Strobelchäpi? Aber du wollteſt ja nichts mehr
mit dem Mann zu tun haben, ſeit er dir vor zwei Jahren das
ſareqhene und zur Hälfte ſchon vorausbezahlte Holz nicht

erte.“
Sie ſprach das arglos ſo hin und dachte ſich dabei nicht

um ein Haar mehr, als ſie ſagte. Dennoch ſchien ihr Ein
wurf den Ruodi unangenehm zu berühren. Er warf ihr einen
forſchenden Seitenblick zu und entgegnete: „Das verſtehſt du
nicht, Roſi. Jhr Weiber verſteht überhaupt nichts von Ge
ſchäften. Der Strobelchäpi iſt ein Bränntsludi, ein Schufi, ja,
das iſt er; aber daneben hat er wie kein zweiter centum nen
Vlick und Schick, s beſt Holz z finden und herbeiz ſchaffen.

Das mochte nun wohl ſo ſein, und Roſi gab in ihrer Be
ſcheidenheit unbedenklich zu, daß ihr Mann recht habe. Aber
ſo kurzweg, faſt barſch hatte er bis zum heutigen Tag noch
nie zu ihr geſprochen. Es traf ſie hart, und ſie fühlte, daß ihr
die Tränen in die Augen ſtiegen; aber ſie bezwang ſich und
ſchwieg. Sie wollte ihn nicht reizen, um keinen Preis, jetzt,
da er augenſcheinlich krank war. Denn wie hätte er ſich ſonſt
gegen ſie ſo unfreundlich bezeigen können?

Er ſchwieg ebenfalls eine Weile, Hölzer und Bretter
zwecklos von ihren Stellen rückend und dann wieder hinwer-
fern. Dann begann er wieder: „Ei, Roſi ja, das hab
ich dir noch gar nicht erzählt. Denk dir, ich hab' z Berlin auch
eine Bekanntſchaft von Windgellen getroffen.“

Er ſagte das ſo leichthin, wie man von einer reinen Ba-
gatellſache zu ſprechen pflegt. Aber es war keine natürliche,
ſondern eine gemachte Leichtigkeit in ſeiner Stimme und Be
tonung.

„Einen Bekannten von Windgellen?“ frgate Roſi mit un-
befangener Neugier.

„Jch ſage nicht: einen Bekannten.“
„Was meinſt?“
„Keinen Er, aber eine Sie.“
„Ja ſo! Aber was könnt denn das für eine ſein?“
„Rat mal!“
„Jch rat' ſchon, aber ich errat s gäng nit.“
„Wirklich nicht?“
„Wahrli, nein.“
„Ja, du wirſt Augen machen, wenn ich dir ſag daß ich z

Berlin 's Schwarzelſi aus der Höllenſchwärz getroffen.“
Roſi machte jedoch zu dieſer großen Neuigkeit gar keine

beſonderen Augen, ſondern fragte ohne großen Anteil: „Was,
Ruodi? 's Elſi, das wegg laufen wild Chind aus der Höllen-
ſchwärz?“

„Eben 's Elſi. Du würdeſt s aber nicht mehr erkennen.
Aus dem Chind iſt 'ne ſtaatsmäßige Dam' worden.“

„Was du nit ſagſt, Ruodil ne Dam'? Das hätt man
wahrli dem wilden Vaggäugel nit ang ſehen. Aber wie ging
denn das zu?“

„Ja, ſiehſt du, s muß ihr anfangs da draußen im Dütſch-
land recht knapp gegangen ſein. Sie will auch davon nicht
viel wiſſen oder wiſſen laſſen. Soviel merkt' ich, daß ſie eine
Zeitlang beim Theater geweſen ſein muß.“

„Beim Theater? Unter den Komödianten? Da hat ſie
gäng nit viel Guts g'ſehen und gllernt. Nit drum, ſie war
ja von klein auf ein leichtſinnig s Dingli. Aber ich will ihr da
mit kein Unr tun. 's hat mich oft verbarmet, daß es un-
ter Leuten wie der Strobelchäpi und 's Strobelbäbi aufwachſen
mußt'. 's kann ſich gäng in der Fremde draußen auch gebeſſert
haben. Hat doch, mein' ich, der Herr Pfarrer mal in der
Zwihl gſagt, daß, es neime auch unter dem Komödienvolk
rechtſchaffene Leut gäb

geſagt, das verſtehſt du nicht.“ „Jawohl, jawohl. Du mußt dir die Komödianten bei den

großen Theatern nicht vorſtellen wie die, welche auf unſern
Jahrmärkten herumziehen. Das ſind Künſtler und Künſt
lerinnen, Roſi, ja, Herren ſind's und Damen.“

„Und ſo 'ne Dam iſt 's Elſi? Drum wollte der Strobel
chäpi nit ſagen, was für eine, als er gäng vorm Jahr um
die Zeit mit ſei'm Töchterli ſo ſchüli großtat im Dorf!“

„Nein, ſie iſt keine Theaterdam' mehr.“
„Was denn?“
„Sie iſt Haushältern bei unſerm Freund, dem Herrn

Baron von der Schnarrbitz.“
„Haushälterin? Das iſt gäng g'ſpäßig. Wie ſollt s

Elſi ſo nen Haushalt führen können?“
„DOh, ſie hat damit nicht viel zu tun. Jhr Hauptgeſchäft

iſt, dem Baron vorzuleſen.“
„Vorz leſen? Kann er denn nit ſelber leſen?“

habeſt Heuch, aber weißt, große Herren wollen's bequem
n.
„Und bei dem Herrn Baron haſt du 's Elſi getroffen?“
„wWo ſonſt? Sie hatte eine große Freude, wieder mal

einen Landsmann zu ſehen und daß ich's nicht vergeſſ', ſie
läßt dich ſchön grüßen.“

Mich ſchön grüßen? Ei, als ſie noch daheim war, hat
ſie mich ja nit ausſtehen können und hat mir, obſchon ich i
mit Wiſſen nie ebbis z'leid tat, mit ihrem loſen Mundſtück
manchen Schlötterlig (Schimpf, üble Nachrede) ag'hängt.“

„Ja, ſie hat mich daran erinnert und, indem ſie hellauf
lachte, geſagt, es ſei aus purer Eiferſucht geſchehen.“
„aAus Eiferſucht? Das Ding war ja noch ein Kind. Das
iſt wirkli zum lachen. Aber loſ', Ruodi, der Herr Baron
hat doch eine Frau?“

„Nein, er hat nie eine gehabt.“
„Er hat keine Frau und lebt mit ſo 'nem jungen Meitſchi
im Haus? Pfüdi!“

„Oh, jetzt tuſt du dem Baron und dem Elſi unrecht! Er
iſt ja ſo alt, daß er ihr Großvater ſein könnt'.“

Wie eifrig er das ſagte! Viel zu eifrig, als daß Roſi der
Sache nicht größere Beachtung als bisher hätte ſchenken ſollen.

Sie ſchaute verwundert auf und nach ihrem Gatten hin.
Aber der war, von ihr abgewendet, wieder in ſeinem zweckloſen
Herumkramen begriffen.

's iſt neime wunderli! dachte ſie mehr nur laut, als ſie es
ſagte oder ſagen wollte.

„Was?“
„Daß du mir nie von dem Elſi g'ſchrieben.“
„Ei, was denkſt? Das ſchien mir gäng zum Schreiben

gar nicht wichtig genug.“
Er ſtockte und ſetzte nach einer Weile, in ein gezwungenes

Lachen ausbrechend, hinzu: „Am End' biſt gar jetzt du eifer
ſüchtig, Roſi? Aber komm', ſei kein Närrlil Gib mir's
Veſperbrot, s iſt Zeit dazu, und ich will dir zeigen, daß ich
eſſen mag. Hernach muß ich in d' Höllenſchwärz.“

(Fortſetzung folgt.)
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Sheater, Sehens würdigkeiten uſw.

Stadttheater

Das neueſte Werk des Komponiſten der Oper „Tiefland“,
d'Alvbert, gelangt am Sonntag zur hieſigen Erſtaufführung. Es
iſt die Oper „Die toten Augen“, deren Textbuch von Hanns
Hei Ewers und Marce Henry verfaßt iſt. Das Werk iſt in muſi-n in Beziehung außerordentlich anſpruchs-

n künſtleriſche Leitung hat Oskar Braun und Leopold
übernommen. Die weibliche Hauptpartie wird Dina

Mahldendorff ſinden. Der Spielplan der Woche bringt heute,
Diendtag: „Tiefland“, Mittwoch: „Der Waffenſchmied“, Donners-
tag: „Die Komödie der Jrrungen“, Freitag: „Die verkaufte Braut“,
Sonnabend: „Zar und Zimmermann“, Sonntag, nachmittags
335 Uhr: Volksvorſtellung bei ganz kleinen Preiſen: „Geſpenſter“
von Jbſen.

Vorträge des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deut-
ſchen Volkskraft. Am Donnerstag, 6. Dezember, abends 846 Uhr,
wird in den Thalia-Sälen Herr Dr. Hagen über: „Ausdruck in
der Bildhauerkunſt“ ſprechen. Es iſt eine alte Erfahrung, daß
der Kunſtfreund mit den Werken der Bildhauerei weniger anzu
ſangen weiß, als mit den Gemälden und Zeichnungen, die er im
Marſeum antrifft. Und doch haben dieſe Werke unendlich viel mit-
zuteilen, ſind nicht weniger Schöpfungen eines großen Ausdrucks-
wollens als jene. Ganze Jahrhunderte haben in der Bildhauer-
tunſt die höchſten Leiſtungen hervorgebracht, und Generationen
haben ſich dem mächtigen Einfluß bildhaueriſcher Ausdrucksweiſe
nicht entziehen können. Man kann den Werken nicht nahekommen
ihne die künſtleriſchen Geſtaltungsbedingungen der plaſtiſchen Ar-
deit und die beſondere Formphantaſie des Plaſtikers zu kennen.
In all dieſen beſonderen Fragen des Verſtändniſſes für Plaſtik umd
plaſtiſche Geſtalten ſoll der Vortrag des Herrn Dr. Hagen ein-
führen, der von zahlreichen Lichtbildern vegleitet ſein wird.

Aus der Provinz.
Weißenfels. Das Kriegsnotgeld der Stadt, das ſeit vorigem

Jahr im Verkehr iſt, ſoll eingezogen werden. Da ſich die Papier-
ſtücke nicht bewährt haben, ſollen für 1650 M. Geldſtücke, und zwar
100 000 Jehnpfennigſtücke in Metall, beſchafft werden.

Kriegsfürſorge. Der Vaterländiſche Frauenverein
hielt vorige Woche ſeine diesjährige Generalverſammlung ab und
erſtattete dabei folgenden Bericht über ſeine Tätigkeit im abge-
laufenen Geſchäftsjahr: Jn Salem wurden 56 Kinder aufgenom-
men, darunter 19 Kriegskinder. Weiterhin wurden 7292 Beſuche
gemacht, 49 Nachtwachen gehalten, 315 Kranke, darunter 48 Wöch-
nerinnen gepflegt, 238 Familien unterſtützt. Der Verein hatte
ferner die Beſorgung der Küche und Wäſche in den 4 Lazaretten
Schützenhaus, Garniſonlazarett, Bad, Oberrealſchule. Während
die „Flickſtube“ für Ausbeſſerung der Wäſche ſorgte, beſchäftigte
die Arbeitsſtube Heimarbeiterinnen und ſtellte fertig: 6010 Paar
Strümpfe, 5000 Mützenbänder, 73 700 Sandfäcke, 6760 Hemden,
650 Beinkleider. Die Erſriſchungsſtelle, verbunden mit Verband-
ſtelle der Sanitätskolonne und Uebernachtungsraum verpflegte
56 261 Mann. Außerdem wurden 3235 Weihnachtspakete ins Feld
geſchickt und den Verwundeten im Lazarett Weihnachtsbeſcherungen
verſchafft. Die Sammlung für die gefangenen Deutſchen ergab
4438 M. Die Kriegskrankenküche hat bereits 4658 Portionen ab-

egeben. Die Rechnung der Geſchäftsſtelle ſchließt für 1916 ab mit
445 079. 10 M. in Einnahme, 431 721.25 M. in Ausgabe und
13 357.85 M. Beſtand. Welche Summen für die Lazarettküchen ver-
ausgabt ſind 1914-1916, dafür einige Zahlen: für Kolonialwaren
46 677.36 M., für Fleiſch 261 163.25 M., für Heringe 27 392.42 M.,
für Wein 16011.75 M.

Neue Schiedsmänner. Der Rentner Albert Winter
iſt zum Schiedsmann für den 4. Bezirk, der Kaufmann Heinrich

r zum Schiedsmannsſtellvertreter für den 5. Bezirk wieder-
gewählt und auf eine weitere dreijährige Amtsdauer verpflichtet
worden.

Ruſſiſche Hungersnot und der Frieden.
Man ſchreibt der Deutſchen Orientkorreſpondenz: Die Volſche-

wiſten regierung hat das infolge des Krieges desorganiſierte ruſſiſche
Reich in einem Zuſtand der völligen politiſchen und wirtſchaftlichen
Auflöſung angetroffen. Man kann, ohne den Tatſachen Gewalt
guzutun, nicht behaupten, daß ſie bisher dieſer Schwierigkeiten
Herr geworden ſei. Zahlreiche Gouvernements, namentlich im
Süden und Oſten des Reichs ſchwelgen im Ueberfluß. Dort häufen
ſich die landwirtſchaflichen Erzeugniſſe in den Lagern der Landwirte
und Händler und verderben in Maſſen. Dagegen herrſcht im
Weſten und Norden Rußlands heute bereits eine Hungersnot, wie
ſie ſogar in Jahren völliger Mißernten nicht aufgetreten iſt. AlsGrunde für dieſe Zuſtände kommen das Aufhören jedes geregelten

Güterverkehrs und die Anarchie in den einzelnen Jnduſtrien und
in den Ackerbaudiſtrikten in Betracht. Dazu kommen natürliche
Schwierigkeiten. Die Transportmöglichkeiten auf der Eiſenbahn
mindern ſich im gleichem Maße, wie die Waſſerläufe zufrieren.
Die ſichere Gewißheit dieſes Winters iſt ein Hungerelend in allen

er Städten und an den Fronten. Wenn heute weite Kreiſe
des Volkes Frieden um jeden Preis ver kommt darin die
wahre Stimmung des Landes zum Au eine Stimmung, die
unter dem Druck der augenblicklichen Verhältniſſe ſich garnicht
anderg äußern kann. Mit dieſer Hungersnot rechnet die
wikiregierung als einer unabänderlichen Tatſache, die das maſſen
hafte Verderben der vorhandenen Lebensmittel noch beſchleunigen
wird. Der Sonderfriede iſt daher für Rußland gegenwärtig nicht
der unverantwortliche verbrecheriſche Vorſchlag einer ſozialiſtiſchen
Räuberhorde wie ihn die Blätter der Entente darſtellen ſon
dern er iſt der eingige mögliche Weg, auf dem Millionen ruſſiſcher
Volksgenoſſen vor dem gewiſſen Hungertod bewahrt werden können.
Wie ſich die Lebensverhältniſſe im weiten Reich bei Abſchluß eines
Sonderfriedens und nach der Rückkehr des größten Teils der Front
truppen in die Heimat beſſern ſollen, iſt heute auch für die jetzige
Regierung noch eine offene Frage von ungeheurer Verantwortung.
Nach den Berichten ruſſiſcher Blätter leiden manche Teile der
Fronttruppen ſchon ungemein unter dem Mangel an den notwen
digſten Nahrungsmitteln. Streiks und Anarchie greifen im Hinter
land immer weiter um ſich. Die Angeſtellten der Eiſenbahnen ſind
nur noch mit Mühe auf ihrem Poſten zu halten. Nach dem Utro
Roſſii mußte, da von den örtlichen Behörden Hilfe nicht mehr zu
erlangen iſt, der Chef der Moskauer Eiſenbahnverwaltung, Weiß,
an das Kriegeminiſterium telegraphiſch die energiſche Bitte um
Schutz des Eiſenbahnperſonals gegen die ttätigkeitend der
hungernden Soldaten richten.

„Sollte es, was nach den letzten Nachrichten nicht zu erwarten
iſt, den Koſakenhorden Kaledins gelingen, die Bolſchewikiregierung
zu ſtürzen und eine neue Kriegspolitik nach den Wünſchen der
Entente zu ermöglichen, ſo wäre dies trotz des äußeren Erfolgs
ein Stoß ins Leere.“ Dieſe Eröffnung der Pariſer Victoire wird
am allerwenigſten Freude in den Vereinigten Staaten auslöſen,
die ſich auf einen langen Krieg vorbereitet haben, und die ernſtlich
um die verpfändeten Konzeſſionen in Rußland bangen. Mit
Recht befürchtet man, daß in dem ruſſiſchen W die amerika-
niſchen Milliarden verſchlungen werden, und daß die Ruſſen nach
Kriegsende an alles andere eher denken werden, als ihre Boden-
ſchätze, die Quellen des Volksreichtums, andern zu überlaſſen.
Kein Politiker der Entente iſt heute ſo kurzſichtig, von einem Sieg
der ruſſiſchen Reattion eine Wiederherſtellung der Kampfkraft der
Truppen zu erwarten Nicht darum handelt es ſich bei dem Gezeter
der Entente gegen das Schreckgeſpenſt des ruſſiſchen Sonderfriedens,
ſondern um die Rettung und Sicherung der vielen hingegebenen
Milliarden, um die Zukunft der geraubten Konzeſſionen, um dieEntwicklung der zahlreichen in ruſſiſchen Städten errichteten ame-

rikaniſchen Banken, die das weite Reich zu einem ungeahnten Wohl
ſtand erſchließen ſollten. Die Bolſchewikiregierung wird ohne Rück-
ſich auf die Empfindungen der fremden Geldgeber ihren natur-
notwendigen Weg weitergehen. Denn für ſie handelt es ſich um
mehr als bloßen Geldwert; um Leben oder Hungertod eines großen
Volkes.

Reichswochenhilfe und Kinder
ſterblichkeit.

Jn ernſthaften ſogialpolitiſchen Kreiſen herrſcht heute ſchon
kein Zweifel mehr darüber, daß die Reichswochenhilfe, die zu den
wenigen wirklichen Fortſchritten gehört, die wir dem Kriege ver-
danken, auch in die kommende Friedenszeit hinüber gerettet werden
und dort auf alle bedürftigen Frauen ausgedehnt werden muß.
Wenn wir die Geburt und Erhaltung geſunder Kinder als eine
Angelegenheit der Geſellſchaft betrachten, ſo liegt in der Tat kein
Grund vor, die dieſem Zwecke dienende Wochenhilfe auf beſtimmte
Gruppen der Bevölkerung, z. B. auf ſelbſtverſicherte Frauen und
auf die Frauen von Kriegsteilnehmern, zu beſchränken. Denn die
Geſellſchaft hat natürlich ein ebenſo hohes Jntereſſe daran, daß auch
das Kind irgendeiner nichtverſicherten Frau oder eines Mädchens,
das nicht die Vaterſchaftsanerkennung eines Kriegsteilnehmers bei-bringen kann, geſund zur Welt kommt und von ſeiner utter ge

ſtillt wird, um das gefährliche erſte Lebensjahr zu überſtehen.
Jn wie hohem Maße die Wochenhilfe zur Verminderung der

Säuglingsſterblichkeit beiträgt, darüber hat der bekannte Sozial
hygieniker Dr. med. Alfons Fiſcher ein intereſſantes Zahlenmaterial
zuſammengeſtellt, das er in den Sozialhygieniſchen Mitteilungen
für Baden veröffentlicht. Er hat auf der Grundlage von Frage-
karten von den Ortskrankenkaſſen verſchiedener badiſcher und außer-
badiſcher Städte feſtſtellen laſſen, wieviel von den die Reichswochen
hilfe beziehenden Frauen ihre Kinder geſtillt hatten, wie lange
ſie ſie geſtillt hatten und wieviel Prozent der Kinder das er
Lebensjahr überſchritten hatten.

Die Dresdner Ortskrankenkaſſe hat die Erhebung auf das
ganze Jahr 1915 ausgedehnt, in welchem 1400 Frauen die Reichs
wochenhilfe erhielten. Die Säuglingsſterblichkeit bei den Kindern
dieſer Frauen betrug nur 7 Prozent, ſtand alſo etwa auf gleicher
Höhe wie diejenige der den niedrigſten Durchſchnittsſtand auf-
weiſenden, nordiſchen Länder, während in Dresden in dem vorher-
gehenden Jahre 1914 die allgemeine Säuglingsſterblichkeit 12,2 Pro-
zent betragen hatte. Von den 1314 Frauen, deren Kinder das erſte
Lebensjahr überſchritten, hatte 87 Prozent geſtillt, davon 71 Pro
zent über zwei und 50 Prozent über drei Monate. Auch in
einigen anderen außerbadiſchen Städten, in denen für das erſte
Vierteljahr 1915 Erhebungen veranſtaltet wurden, ergab ſich eine
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Säugli it bei den Kindern der Frauen,
nhilfe en en, von nur 7 Prozent. Zieht

racht, die Reichswochenhilfe doch ausſchließlich
minde ttelten ilien zugute kommt, in denen b etwa
18 Prozent aller Kinder vor Erreichung des erſten Lebensjahres
wieder wegzuſterben pflegen, ſo erkennt man daraus, daß die
Reichswochenhilfe dio Säuglingsſterblichkeit auf weniger als die
Hälfte reduziert hat.

Daß es ſich hier tatſächlich um einen Erfolg dieſer Jnſtitutionund nicht etwa um die aten der Shugrnglfürſergeſtelen
handelt, glaubt Dr. i r durch die Tatſache beweiſen zu können,
daß nur 13 Prozent der Frauen, die in den außerbadiſchen Städten
in den Kreis der ha gezogen wurden, die g. re
ſtellen überhaupt nicht beſucht hatten, und von denen, die länger
als drei Monate geſtillt hatten, ſogar nur 9 Prozent. Dadurch
iſt klar erwieſen, daß die den Frauen durch die Wochenhilfe ge
währte Möglichkeit, ſich und ihr Kind beſſer pflegen zu können
und vor allem nicht r Tier einer Erwerbstätigkeit nachgehen
zu müſſen, es iſt, die einen ſö außerordentlich günſtigen Einfluß
auf die Stilltätigkeit der Frauen und damit auf die Geſundheit
der Kinder gehabt hat.

Zu ähnlichen Reſultaten kam Dr. Fiſcher bei der Bearbeitung
des badiſchen Materials. Es lag hier noch die Möglichkeit eines
Vergleichs mit Ziffern aus dem Jahre 1911, das ſich allerdings
durch eine beſonders hohe Sommerſterblichkeit der Säuglinge aus-
zeichnete, vor. Jn jenem Jahre hatte nämlich die badiſche Regie-
rung durch die Hebammen feſtſtellen laſſen, wie lange die in dieſem
n geborenen Kinder geſtillt wurden, und wieviele von dieſen

indern noch nach Ablauf des erſten Lebensjahres am Leben waren.
Dr. Fiſcher ließ nun aus 5 Stadt und Landbezirken des Groß-
herzogtums für das Jahr 10915 in der gleichen Weiſe wie oben ge
ſchildert W ob und wie lange die Frauen, die Reichs
wochenhilfe erhalten hatten, ihre Kinder geſtillt hatten und wie
groß die Sterblichkeit unter den Kindern war. Es liefen 3000 Ant-
wortkarten ein, denen ein Vergleichsmaterial von 17 000 Karten
aus denſelben Orten vom Jahre 1911 gegenüberſtanden. Es ergab
ſich nun folgendes: im Jahre 1911 hatten in den betreffenden Stadt
gebieten 85 Prozent, in den Landgebieten 82 überhaupt
geſtillt. Die entſprechenden Ziffern für 1915 lauten 92 und 93 Pro-
zent. Länger als 3 Monate hatten geſtillt 1911: 47 und 43 Pro
zent, im Jahre 1915 aber 60 und 66 Prozent. Es hatte alſo eine
bedeutende e Stilltätigkeit ſtattgefunden. Dement-
ſprechend betrug die Sterblichkeit der in Betracht kommenden Kinder
im Jahre 1911 in den Städten 16,7 Prozent und auf dem Lande
17,2 Prozent, 1915 dagegen nur noch 9,5 und 10,8 Prozent. Dabei
handelte es ſich 1911 um Kinder aus allen Gefellſchaftsſchichten,
1915 aber um ſolche aus minderbemittelten Familien.

Die Säuglingsfüxſorgeſtellen wurden in den Städten ziemlich
lebhaft beſucht; von allen Frauen der Landgemeinden hatten da-

egen nur 18 Prozent eine Fürſorgeſtelle beſucht. Trotzdem war die
tilltätigkeit hier nicht geringer, ſondern teilweiſe ſogar noch

höher als in den Städten. Die Sterblichkeit der Kinder war aller
dings etwas größer.

Dr. Fiſcher kommt angeſichts dieſer Zahlen zu dem Schluß:
Alles in allem möchte ich ſagen, daß der Beſuch der Säuglings
fürſorgeſtellen ſicherlich von Nutzen für die Ausübung der Still
tätigkeit und die Verminderung der Sterblichkeit geweſen iſt, daß
aber den ausſchlaggebenden Faktor bei den n ygieniſchen Er-
r genſchaften der Genuß der Reichswochenhilfe darſtellen

ürfte.“
Ein Land, das auf eine Vermehrung ſeiner Bevölkerung Wert

legt, wird danach nicht mehr daran denken können, dieſe ſegens-
reiche Einrichtung wieder zu beſeitigen.

Das eingelöſte Königswort.

klärt, mit der Einbringung der drei Geſetzentwürfe über die
Reform des preußiſchen Landtags habe der König von Preu-
ßen ſeine Zuſage zunächſt eingelöſt. Die geſetzgebenden Fak-
toren dagegen haben verfaſſungsmäßig das Recht und die
Pflicht, zu dieſen Vorlagen nach ihrer eigenen gewiſſenhaften
Ueberzeugung Stellung zu nehmen. Das abſolute Recht, Ge
ſetze zu machen, ſteht dem König nicht zu; wohl aber habe der
Kaiſer und König das Recht, die ihm durch die Verfaſſung ein
geräumte Regierungsgewalt durch Reichskanzler und Miniſter
ſeiner eigenen Wahl und nicht durch ein Miniſterium auszu-
üben, das er formell ernennt, während es in Wirklichkeit der
Vollzugs- Ausſchuß der Parlamentsmehrheit ſei. Zur Sache
ſelber ſagt das Blatt:

„Die vorgelegten Entwürfe ſtellen den Geſetzgeber in Preußen
vor die wichtigſte und folgenſchwerſte Entſcheidung, die ſeit Erlaß
der Verfaſſung über den Beſtand und die Grundlagen des preußi-
ſchen Staates zu treffen nötig geworden iſt. Und doch wird man
nicht zugeben können, daß die Begründung für die Einführung des
gleichen Wahlrechts mit durchſchlagender Ueberzeugungskraft abge-
faßt ſei. Faſt erweckt ſie an manchen Stellen den Eindruck, als ob
die Regierung ſelbſt von der Durchſchlagskraft ihrer Gründe nicht
ganz überzeugt geweſen ſei. Das liegt wohl in erſter Linie daran,
daß der geſchäftliche Grund, der zu dem Vorſchlag auf Einführung
des gleichen Wahlrechts geführt hat, nicht wohl angegeben werden
konnte Es darf trotz dieſes Schweigens der Begründung doch nicht
vergeſſen werden, daß der Reichskanzler v. Bethmann Hollweg die
Anordnung, die Reformvorlage auf der Grundlage des gleichen Wahl
rechts aufzuſtellen, einen Tag vor ſeinem Abſchied unter dem Druck
der von der Sozialdemokratie beherrſchten Reichstagsmehrhet durch
geſetzt und gegengezeichnet hat. Die preußiſche Regierung hat nicht
aus eigener Ueberzeugung gehandelt, ſondern, den inneren poli
tiſchen Verhältniſſen weichend, dem Umſtand Rechnung tragen zu ſol
len geglaubt, daß die Sozialdemokratie ihre weitere Mitwirkung an
der Durchführung des Daſeinskampfes Deutſchlands von der Erfül-
lung ihrer innerpolitiſchen Forderung abhängig gemacht hat Jm
Augenblick der höchſten Kriſe glaubte der Kanzler, freilich vorgeblich,
durch die Preisgabe Preußens ſeine Stellung retten und ungeeig-
nete Reſolutionen des Reichstags hindern zu können.“

Das konſervative Blatt zieht dann alle Regiſter ſeiner Be
redſamkeit, um die Gefahren einer Wahlrechtsänderung für
den Beſtand Preußens möglichſt grell an die Wand zu malen.
Die große Maſſe der Beſitzloſen würde zur alleinigen und aus
ſchließlichen Herrſchaft in Staat und Gemeinde gelangen. Die
jetzt gemachte Vorlage ſichere der Sozialdemokratie für die
Folge die Vorherrſchaft in Preußen; denn von den 455 Sit
zen würden mindeſtens 140--150 an die Sozialdemokratie
fallen. Das bedeutet eine Vergewaltigung aller andern Volks
kreiſe. Die Wahrung der kirchlichen Jntereſſen und des kon
feſſionellen Charakters der Volksſchule werde künftighin nicht
mehr möglich ſein. Zu dem Anwachſen der Sozialdemokraten
käme das Anwachſen der Polen, und damit ein völliges Auf
geben der Oſtmarkenpolitik. Das Herrenhaus könne für die
Dauer nicht als Damm gegen demokratiſche Beſtrebungen gel
ten; denn man habe die Ueberzeugung, daß ſofort gegen das
Herrenhaus Sturm gelaufen würde, und man kenne die Na
giebigkeit der Regierung gegenüber den Wünſchen des Reichs
tags. Aus allen dieſen Gründen wollen die Konſervativen
ihre ganze Kraft daranſetzen, zu verhindern, daß das
Reformwerk zuſtande komme.

Venedig aus der Vogelschau.

Die Kreuzzeitung befaßt ſich in ihrer Sonntags ausgabe
in einem langen Artikel mit der Wahlrechtsvorlage und er
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